
1 Binnenschifffahrt 02 | 2022 (Sammlung Seite 2741)

Wartepflicht  
des  Bergfahrers? – 
Makler als 
 Prozesspartei

Ein geeigneter Talweg im Sinne des § 6.04 Abs. 1 RheinSchPV ist auch dann freigelassen, wenn jegliches Risiko der Begegnung nicht mit 
naturwissenschaftlicher Gewissheit und 100 % Sicherheit ausgeschlossen ist. 

Eine Wartepflicht des Bergfahrers bei anstehender Begegnung aus § 1.04 RheinSchPV besteht nur dann, wenn an ungefährlicher Stelle, 
die sich später abzeichnende oder realisierende Gefahrensituation bereits erkennbar ist. Allein die grundsätzlich höhere Verantwortung 
des Bergfahrers führt nicht gleichsam automatisch zu einer Mithaftung, wenn eine konkrete Pflichtverletzung des Bergfahrers nicht fest-
gestellt werden kann. 

Ein Schiffseigner oder Ausrüster haftet auch für eine Schadensverursachung durch einen Lotsen an Bord des Schiffes.

Ist ein Makler berechtigt, im eigenen Namen Schäden abzuwickeln und vor Gericht Regress zu führen, dann kann er im eigenen Namen 
eine Regressforderung des von ihm vertretenen Versicherers einklagen, ohne dass eine Abtretung vom Versicherer auf den Makler not-
wendig ist. Das für die gewillkürte Prozessstandschaft notwendige schutzwürdige Interesse an der Geltendmachung im eigenen Namen 
kann sich aus einem Bestreben nach einer vereinfachten Vertragsabwicklung oder aus einer größeren Sachnähe des Prozessstandschaf-
ters für den Streitgegenstand ergeben.

Das Berufungsgericht ist an die Tatsachenfeststellungen erster Instanz gebunden, wenn nicht konkrete Anhaltspunkte für Zweifel an der 
Richtigkeit und Vollständigkeit der Tatsachenfeststellung vorliegen, bloß subjektive Zweifel, abstrakte Erwägungen oder Vermutungen 
der Unrichtigkeit ohne greifbare Anhaltspunkte genügen nicht.

Das Berufungsgericht prüft die Parteifähigkeit von Amts wegen als Prozessvoraussetzung, Verspätungsvorschriften, insbesondere § 531 
Abs. 2 ZPO sind nicht anzuwenden.

»Revidirte Rheinschiffahrts-Acte« von 1868, Foto: ZK

Urteil des Rheinschiffahrtsobergerichtes 
Karlsruhe vom 29. November 2021, Az.: 
22 U 4/20 RhSch (Rheinschiffahrtsgericht 
Mannheim, Az.: 31 C 1/17 RhSch), rechts-
kräftig.

Aus den Gründen:

Am Abend des 30.08.2016 fuhr das FGKS 
»Regina Rheni« auf dem Rhein zu Berg. 
Es passierte bei Rheinkilometer 396 den 
zu Tal fahrenden Schubverband (SV) 
»Montana« (Länge 195 m, Breite von 
11,45 m und maximaler Tiefgang von 
1,80 m), welcher vom Schiffsführer D ge-
steuert wurde. Der Schubverband SV 
»Montana« und das FGKS »Regina Rhe-
ni« sprachen sich über Funk dahinge-
hend ab, dass »Regina Rheni« abstoppt 
und SV »Montana« passieren lässt. Ver-
abredet wurde eine Begegnung Steuer-
bord-Steuerbord durch Setzen der blau-
en Tafel. Im Anschluss setzte das FGKS 
»Regina Rheni« seine Fahrt mit reduzie-
render Geschwindigkeit fort. Das GMS 
»Petran« fuhr weiter mit über 18 km/h zu 
Tal. Auch dem GMS »Petran« erteilte der 
Lotse E die Kursweisung zur Begegnung 
Steuerbord-Steuerbord. Der das FGKS 
»Regina Rheni« zu diesem Zeitpunkt 

führende Lotse E hatte die Schiffsfüh-
rung des GMS »Petran« ausdrücklich 
über Funk darauf hingewiesen, die grü-
ne Tonne dicht anzuhalten.

Gegen 21:38 Uhr kollidierten beide 
Schiffe bei Rheinkilometer 395,270. Die 
Geschwindigkeit des FGKS »Regina 
Rheni« betrug zu diesem Zeitpunkt 6,67 
km/h, die des GMS »Petran« 18,9 km/h. 
Das Heck des GMS »Petran« berührte 
zunächst mit der Steuerbordseite den 
Bug des FGKS »Regina Rheni« ebenfalls 
Steuerbordseite. Kurz darauf gab es 
nochmals einen Anprall der beiden Ach-
terschiffe Steuerbord an Steuerbord. 
Der Kapitän des FGKS »Regina Rheni« 
hatte nahezu zeitgleich mit dem ersten 
Zusammenprall das Steuer übernom-
men, um zu verhindern, dass mit dem 
Zusammenstoß das FGKS »Regina Rhe-
ni« ans geografisch rechtsrheinische 
Ufer stieß. Durch den Aufprall wurden 
u.a. das Gangboard des FGKS »Regina 
Rheni« nach innen aufgeworfen und auf 
dem Panoramadeck die Reling einge-
drückt …

Das Amtsgericht hat nach Einholung ei-
nes Sachverständigengutachtens, der 

Verwertung der Verklarungsakte (30 UR 
II 117) und Beiziehung der Ermittlungs-
akte der Wasserschutzpolizei Mann-
heim (OWi/1617689/2016) mit Urteil 
vom 21.02.2020, den Beklagten zuge-
stellt am 11.03.2020, der Klage durch Ur-
teil vom 21.02.2020 im Wesentlichen 
stattge geben …

Die Berufung der Beklagten hat keinen Er-
folg.

1. Die Klage ist in vollem Umfang zuläs-
sig.

1.1. Die Klage der im Rubrum der Ent-
scheidung aufgeführten Klägerin B. BV, 
Klägerin zu 6 (die Bezeichnung der Klä-
gerinnen erfolgt künftig nach dem be-
richtigten Rubrum), ist zulässig, weil die-
se Klägerin nach § 50 ZPO parteifähig ist, 
was auch ohne ausdrückliche Rüge in je-
der Lage des Verfahrens und damit auch 
noch vom Senat im Berufungsverfahren 
von Amts wegen zu berücksichtigen ist (§ 
56 Abs. 1 ZPO; BGH, Urteil vom 
10.10.1985 – IX ZR 73/85 – [juris Rn. 14]; 
Urteil vom 04.05.2004 – XI ZR 40/03 – [ju-
ris Rn. 15]; BAG, Beschluss vom 
05.06.2014 – 6 AZN 267/14 – [juris Rn. 
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13]). Insoweit besteht deshalb auch keine 
Bindung an die Feststellungen des 
Rheinschiffahrtsgerichts bezüglich der 
Parteifähigkeit dieser Klägerin (BGH, Ur-
teil vom 24.02.1994 – VII ZR 34/93 – [juris 
Rn. 15]; Zöller/Althammer, ZPO, 33. Aufl., 
§ 56 Rn. 2; Prütting/Gehrlein/Gehrlein, 
ZPO, § 56 Rn. 5).
Jedenfalls im Berufungsverfahren steht 
die Parteifähigkeit (§ 50 ZPO) fest. Die 
Klägerinnen haben durch Vorlage von 
Registerauszügen (Anlagen BK 1 und BK 
2, Anlagen Heft Kl. II 21 ff.) die Existenz 
der Klägerin zu 6 als juristische Person 
belegt, was zu berücksichtigen ist. Denn 
es entspricht einhelliger Rechtspre-
chung, dass im Zusammenhang mit den 
von Amts wegen zu prüfenden Prozess-
voraussetzungen § 531 Abs. 2 ZPO nicht 
zur Anwendung gelangt (BGH, Urteil 
vom 24.02.1994 – VII ZR 34/93 – [juris Rn. 
15]); Beschluss vom 17.10.1995 – XI ZR 
230/94 – [juris Rn. 15]; Beschluss vom 
07.06.2018 – I ZB 57/17 – [juris Rn. 15]; 
MüKoZPO/Rimmelspacher, 6. Aufl. 2020, 
ZPO § 531 Rn. 19; Zöller/Althammer, 
ZPO, 33. Aufl., § 56 Rn. 2; Prütting/Gehr-
lein/Gehrlein, ZPO, 13. Aufl., § 56 Rn. 5; 
vgl. auch BGH, Urteil vom 20.05.2011 – V 
ZR 99/10 – [juris Rn. 9]) und auch sonst 
Verspätungsvorschriften nicht ange-
wandt werden können (BGH, Urteil vom 
04.05.2004 – XI ZR 40/03 – [juris Rn. 16]) 
…

2. Die Annahme des Rheinschiffahrtsge-
richts, die Klägerinnen zu 5 und 6 seien 
von den hinter ihnen stehenden Versiche-
rungen zur Geltendmachung der diesen 
zustehenden Schadensersatzansprüche 
ermächtigt worden, und die daraus her-
geleitete gewillkürte Prozessstandschaft 
sind aus Rechtsgründen nicht zu bean-
standen. Zwar handelt es sich bei der Pro-
zessführungsbefugnis um eine Prozess-
voraussetzung, die in jeder Lage des Ver-
fahrens von Amts wegen zu prüfen ist (§ 
51 ZPO; BGH, Urteil vom 24.02.1994 – VII 
ZR 34/93 – [juris Rn. 15]; Urteil vom 
24.08.2016 – VIII ZR 182/15 – [juris Rn. 
18]). Deren Voraussetzungen, die sich 
auch in Fällen mit Auslandsberührung al-
lein nach deutschem Prozessrecht be-
stimmen (BGH, Urteil vom 24.02.1994 – 
VII ZR 34/93 –.[juris Rn. 11]; Urteil vom 
30.06.1994 – I ZR 32/92 – [juris Rn. 17]), 
sind erfüllt, sowohl die dazu notwendige 
vom Berechtigten erteilte Ermächtigung 
als auch ein eigenes schutzwürdiges Inte-
resse an der Geltendmachung sind gege-
ben …

2.2. Auch das für eine gewillkürte Pro-
zessstandschaft notwendige schutzwür-
dige Interesse an der Geltendmachung 
ist gegeben. Dieses Interesse kann zum 
einen rein wirtschaftlicher Natur sein 
(BGH, Urteil vom 10.2016 – V ZR 125/15 – 
[juris Rn. 17]), es kann sich aber auch aus 
einem Bestreben nach einer vereinfach-

ten Vertragsabwicklung (BGH, Urteil vom 
07.06.2001 – I ZR 49/99 – [juris Rn. 30]) 
oder daraus ergeben, dass der Prozess-
standschafter wegen der größeren Sach-
nähe den Rechtsstreit besser als der fer-
ner stehende Gläubiger führen kann 
(BGH, NJW 1986, 423 m.w.N.; Urteil vom 
03. Dezember 1987 – VII ZR 374/86 – [juris 
Rn. 8]). Von Letzterem ist hier auszuge-
hen. Es sind allein die Klägerinnen zu 5 
und 6, die als Assekuradeure und Versi-
cherungsagenten das Versicherungsver-
hältnis begründet haben und dieses be-
treuen und auch insbesondere sämtliche 
Ansprüche aus diesem Versicherungs-
verhältnis verfolgen, während die dahin-
ter stehenden Versicherungen entspre-
chend der üblichen Handhabung in den 
Niederlanden noch nicht einmal in der 
Versicherungspolice genannt werden. 
Aufgrund dieser Umstände ist das 
schutzwürdige Interesse der Klägerinnen 
zu 5 und 6 gegeben, die gegenteilige 
Auffassung der Beklagten überzeugt 
nicht. Dieses kann nicht schon deshalb 
verneint werden, weil die Klägerinnen zu 
5 und 6 nicht wirtschaftlich am Regress-
erlös beteiligt sind, denn eine solche Be-
teiligung würde nur ein weiteres schutz-
würdiges Interesse begründen. Ebenso 
wenig kommt es auf eine »Übertragung« 
der Forderungen auf sie an, denn die 
grundsätzlich gegebene Möglichkeit, ein 
fremdes Recht im eigenen Namen gel-
tend zu machen (Prozessstandschaft) 
kann nicht schon deshalb verneint wer-
den, weil eine Abtretung der Forderung 
an den Prozessstandschafter möglich 
wäre …

3. Die Beklagten zu 1 und 2 haften den 
Klägerinnen zu 1 – 7 für den Schaden am 
FGKS »Regina Rheni«.

Hinsichtlich der Beklagten zu 1, der 
Schiffseignerin, ergibt sich die Haftung 
aus §§ 3, 92, 92b BinSchG, § 823 Abs. 1 
und 2 BGB, wobei die Beklagte zu 1 inso-
weit auch für eine Schadenszufügung 
durch den Beklagten zu 2 als Lotsen ein-
zustehen hat (§§ 3 Abs. 1, 92d BinSchG).

Der Beklagte zu 2 haftet nach § 7 
BinSchG, § 823 Abs. 1 und 2 BGB, denn 
er war zum Zeitpunkt der Kollision 
Schiffsführer im Sinne von § 1.02 1. und 
5. RheinSchPV. Zwar ist ein Lotse grund-
sätzlich lediglich Berater des Schiffsfüh-
rers (§ 14 Abs. 1. der Anl. 1 der Verord-
nung zur Einführung der Lotsenordnung 
für den Oberrhein vom 15.06.1956 <zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
02.06.2016 [BGBl I, S. 1257]>, künftig: 
RheinLotsO; die Zulässigkeit dieser Re-
gelungen ergibt sich aus Art. 26 der 
Mannheimer Akte). Der Lotse wird je-
doch dann zum verantwortlichen Schiffs-
führer, wenn der Schiffsführer – wie hier 
der Kapitän Z des GMS »Petran« – nicht 
über das für die zu befahrene Strecke 

des Oberrheins notwendige Rheinpatent 
verfügt. Denn einem ausdrücklichen Ver-
langen zur Übernahme der Befehlsge-
walt (§ 14 Abs. 3 Satz 1 RheinLotsO) 
steht die Mitteilung, dass der Schiffsfüh-
rer nicht über das für die Strecke not-
wendige Rheinschifferpatent verfügt, 
gleich mit der Folge, dass dann der Lotse 
– hier der Beklagte zu 2 – zum verant-
wortlichen Schiffsführer im Sinne von § 
1.02 1. und 5. RheinSchPV wird und die 
Verantwortung des Kapitäns für die Ein-
haltung der sich aus der Rheinschif-
fahrtspolizeiverordnung ergebenden 
Verhaltenspflichten endete (BGH, Urteil 
vom 22.05.1978 – II ZR 111/76 – ZfB 1978, 
Sammlung Seite 694 f. [juris Rn. 10] = 
BGHZ 107, 32 ff.; Senat, Urteil vom 
27.04.2015 – 22 U 1/14 RhSch – ZfB 2015, 
Sammlung Seite 2359 ff. [juris Rn. 50]; 
vgl. auch Rheinschiffahrtsobergericht 
Karlsruhe, Urteil vom 29.06.1994 – U 
13/92 RhSch – ZfB 1995, Sammlung Seite 
1563 ff., NZV 1996, 72) …

3.2. Das Rheinschiffahrtsgericht hat zu 
Recht angenommen, dass die Schiffs-
führung des GMS »Petran« gegen die 
Sorgfaltspflichten aus § 6.03 und § 1.04 
Rheinschiffahrtspolizeiverordnung 1994 
(RheinSchPV i.V.m der Verordnung zur 
Einführung der Rheinschiffahrtspolizei-
verordnung vom 19.12.1994 [RheinSch-
PEV], BGBl II 1994, 3816) verstoßen hat, 
beides »Schutzgesetze« i.S.d. § 823 Abs. 
2 BGB (Rheinschiffahrtsobergericht 
Karlsruhe, Urteil vom 25.01.2002 – U 
3/01 RhSch –, ZfB 2007, Sammlung Seite 
1865 ff [juris Rn. 35]).

Der Senat ist nach § 529 Abs. 1 ZPO an 
die Feststellungen des Rheinschiffahrts-
gerichts gebunden, soweit keine konkre-
ten Anhaltspunkte vorliegen, die Zweifel 
an der Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Tatsachenfeststellung begründen und 
neue Feststellungen gebieten. Anhalts-
punkte für die Unrichtigkeit der Beweis-
würdigung sind ein unrichtiges Beweis-
maß, Verstöße gegen Denk- und Naturge-
setze oder allgemeine Erfahrungssätze, 
Widersprüche zwischen einer protokol-
lierten Aussage und den Urteilsgründen 
sowie Mängel der Darstellung des Mei-
nungsbildungsprozesses wie Lückenhaf-
tigkeit oder Widersprüche. Konkreter An-
haltspunkt in diesem Sinn ist jeder objek-
tivierbare rechtliche oder tatsächliche 
Einwand gegen die erstinstanzlichen 
Feststellungen (BGH, Urteil vom 
18.10.2005 – VI ZR 270/04 – [juris Rn. 9]); 
bloß subjektive Zweifel, lediglich abstrak-
te Erwägungen oder Vermutungen der 
Unrichtigkeit ohne greifbare Anhalts-
punkte genügen nicht (BGH, Urteil vom 
08.06.2004 – VI ZR 230/03 – [juris Rn. 16]). 
Die Beklagten haben Anhaltspunkte für 
die Fehlerhaftigkeit der Beweiswürdi-
gung im obigen Sinne weder dargelegt 
noch sind solche ersichtlich.
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Die Schiffsführung des GMS »Petran« 
hat eine verbotene Kursänderung gem. 
§ 6.03 Nr. 3 RheinSchPVO ausgeführt, 
denn eine solche ist auch dann gegeben, 
wenn – wie hier – der Talfahrer einen ob-
jektiv geeigneten und ihm gewiesenen 
Weg verlässt und sich dem Bergfahrer 
bei der Begegnung nähert (vgl. BGH, 
Urt. v. 29.6.1959, VersR 1959, 608; Bemm/
von Waldstein, RheinSchPVO, § 6.03 Rz. 
37), obwohl es ausreichend Platz für eine 
Begegnung gegeben hat, sofern sich 
dieser nur weiter linksrheinisch gehalten 
hätte. Denn der dem GMS »Petran« ge-
wiesene Weg war geeignet im Sinne von 
§ 6.04 Abs. 1 RheinSchPVO:

3.2.1. Zwar verweisen die Beklagten im 
Ansatz zutreffend darauf, dass der Weg 
an der Begegnungsstelle nur dann ge-
eignet im Sinne von § 6.04 1. 
RheinSchPV ist, wenn unter Berücksich-
tigung der örtlichen Umstände und des 
übrigen Verkehrs hinreichender Raum 
für die Vorbeifahrt vorhanden ist (§ 6.03 
1. RheinSchPV), mithin nach den konkre-
ten Umständen die Begegnung des 
Bergfahrers mit dem Talfahrer an dieser 
Stelle ohne Risiko für die beteiligten 
Schiffe möglich ist. Dies bedeutet entge-
gen der Auffassung der Beklagten aller-
dings nicht, dass ein Risiko mit naturwis-
senschaftlicher Gewissheit und mithin 
mit 100%iger Sicherheit ausgeschlossen 
sein muss. Die Forderung nach absolu-
ter Gewissheit eines vollständigen Risi-
koausschlusses würde faktisch eine Be-
gegnung regelmäßig ausschließen, weil 
bei der vorausschauenden Beurteilung, 
ob ausreichend Raum für eine Begeg-
nung vorhanden ist, nie ausgeschlossen 
werden kann, dass es aufgrund beson-
derer Umstände (z.B. aufgrund techni-
scher Defekte oder eines Fehlverhaltens 
der Schiffsführung) zu einer Kollision 
kommt. Maßgeblich ist vielmehr, ob 
nach den konkreten Umständen eine ge-
wisse Möglichkeit besteht, dass eine Ge-
fahrenlage eintreten kann, wobei ein 
Schiffsführer nicht jede und insbesonde-
re nicht eine fernliegende Möglichkeit ei-
ner Gefahrenlage in Rechnung stellen 
muss. Denn ein Schiffsführer darf, jeden-
falls solange keine gegenteiligen An-
haltspunkte für ihn erkennbar sind, da-
rauf vertrauen, dass die Führung des Tal-
fahrers sich schifffahrtsüblich und situa-
tionsgerecht verhält (Rheinschiffahrts-
obergericht Karlsruhe, Urt. v. 20.03.2002 
– U 4/01 RhSch –, OLGR Karlsruhe 2003, 
114; Rheinschiffahrtsobergericht Köln, 
Urteil vom 20.03.2018 – 3 U 209/13 
BSchRh – ZfB 2018, Sammlung Seite 
2522 f. [juris Rn. 53]; Bemm/von Wald-
stein, RhSchPV, § 6.09 Rz. 7 m.w.N.). Ei-
ne Verpflichtung des Bergfahrers, dem 
Talfahrer den günstigsten Fahrweg zu er-
möglichen, besteht nicht (BGH, Urteil 
vom 05.11.1970 – II ZR 84/68 –, VersR 

1971, 435 [zu § 38 Nr. 1 Abs. 1 BSchStrO]; 
Urteil vom 14.02.1977 – II ZR 21/75 – [ju-
ris Rn. 8]; Bemm/Kortendick, Rheinschif-
fahrtspolizeiverordnung 1984, § 6.04 Rn. 
16). Den Anforderungen dieser Vor-
schriften ist deshalb Genüge getan, 
wenn dem Gegenfahrer objektiv ein ge-
eigneter Weg freigelassen wurde, wobei 
es ausreicht, wenn der Weg ohne 
Schwierigkeiten durch beiderseitiges 
Ausweichen geeignet ist (Rheinschif-
fahrtsobergericht Köln, Urteil vom 
20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – [juris 
Rn. 53]). Da somit spätere fehlerhafte 
Kurse für die Annahme hinreichenden 
Raums ohne Bedeutung sind (Rhein-
schiffahrtsobergericht Köln, Urteil vom 
20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – [juris 
Rn. 18]; Bemm/v. Waldstein a.a.O. § 6.03 
Rn. 18), kann aus dem Umstand, dass es 
zu einer Kollision gekommen ist, noch 
nicht darauf geschlossen werden, dass 
dem Talfahrer kein geeigneter Weg ge-
wiesen bzw. ihm für die Begegnung kein 
hinreichender Raum gelassen wurde …

4. Die Beklagten haben auch nicht nach-
gewiesen, dass die Schiffsführung des 
FGKS »Regina Rheni« die Kollision mit-
verursacht hat und die Klägerinnen des-
halb eine Kürzung des Schadensersatz-
anspruchs nach §§ 92c Abs. 1, 92d 
BinSchG, § 254 BGB hinnehmen müssen 
(zur Anwendbarkeit vgl. BGH, Urteil vom 
30.09.1965 – II ZR 174/63 – ZfB 1966, 4/128 
[juris Rn. 24]; Urteil vom 26.10.1970 – II 
ZR 125/69 –, ZfB 1970, Sammlung Seite 
187 ff. [juris Rn. 28]; Rheinschiffahrts-
obergericht Karlsruhe, Urteil vom 
25.01.2002 – U 3/01 RhSch – ZfB 2002, 
Sammlung Seite 1865 ff. [juris Rn. 34; 
OLG Köln, Urt. v. 19.12.2006 – 3 U 124/06 
BSch – [OLGR Köln 2007, 272, 275]; Zen-
tralkommission für die Rheinschiffahrt, 
Urteil vom 10.05.2001 – 406 Z – 2/01 – [ju-
ris Rn. 37]; Urteil vom 07.12.2015 − 498 Z 
– 9/15 – [RdTW 2016, 171 Rn. 23]; siehe 
aber auch Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt, Urteil vom 25.10.2004 – 
426 Z – 6/04 – [juris Rn. 41]; Urteil vom 
19.06.2006 – 432 Z – 2/06 – ZfB 2006, 7/64 
ff. [juris Rn. 64], wo nur §§ 92c Abs. 1, 
92d BinSchG zitiert wird; vgl. dazu auch 
v. Waldstein/Holland, Binnenschiffahrts-
recht, 5. Aufl., § 92c Rn. 1). Denn die Be-
klagten konnten ein (Mit-)Verschulden 
der Besatzung des FGKS »Regina Rheni« 
an der Kollision nicht beweisen. Ein Ver-
schulden der Schiffseignerin selbst 
kommt nach dem Vortrag der Parteien 
von vorn herein nicht in Betracht, Sorg-
faltsverstöße der Besatzung lassen sich 
nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
nicht feststellen:

4.1. Ein Verstoß gegen die allgemeine 
Sorgfaltspflicht aus § 1.04 RheinSchPV 
ist nicht bewiesen. Es lässt sich nicht 
feststellen, dass die Schiffsführung des 

FGKS »Regina Rheni« bei der von ihr zu 
fordernden vorausschauenden Umsicht 
hätte erkennen können und müssen, 
dass die Begegnung der beiden Fahrzeu-
ge im Kurvenbereich Risiken in sich 
barg, die nach Möglichkeit zu vermeiden 
waren, insbesondere war die Schiffsfüh-
rung des FGKS »Regina Rheni« nach die-
ser Vorschrift nicht gehalten, unterhalb 
der Kurve zu warten.

4.1.1. Da die amtliche Fahrrinne des 
Rheins außerhalb der durch Schiffahrts-
zeichen nach § 6.08 RheinSchPV gekenn-
zeichneten Bereiche grundsätzlich ein 
einfaches Begegnen gestattet (vgl. Rhein-
schiffahrtsobergericht Köln, Urteil vom 
20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – ZfB 
2018, Sammlung Seite 2522 ff. [juris Rn. 
48]), kann aus dem Umstand, dass es zu 
einer Kollision kam, nicht geschlossen 
werden, dass das FGKS »Regina Rheni« 
unterhalb der Kollisionsstelle hätte war-
ten müssen. Denn konnte dieses – wie 
hier – dem GMS »Petran« einen geeigne-
ten Weg für die Begegnung weisen, war 
dieses auch unter dem Gesichtspunkt der 
Wahrung der allgemeinen Sorgfalts-
pflicht nicht gehalten, die Weiterfahrt ein-
zustellen.

4.1.2. Ebenso wenig ist bewiesen, dass 
die Schiffsführung des FGKS »Regina 
Rheni« ihre allgemeine Sorgfaltspflicht 
aus § 1.04 RheinSchPV dadurch verletzt 
haben könnte, dass sie in den Kurvenbe-
reich eingefahren ist, obwohl sie hätte 
erkennen können und müssen, dass die 
Schiffsführung des GMS »Petran« nicht 
in der Lage war, den ihr zugewiesenen 
und für eine Begegnung geeigneten 
Weg einzuhalten. Anhaltspunkte dafür, 
dass für den Bergfahrer die sich später 
abzeichnende Gefahrensituation bereits 
zu einem Zeitpunkt erkennbar war, zu 
dem dieser noch der von den Beklagten 
postulierten Wartepflicht an ungefährli-
cher Stelle hätte entsprechen können, 
zeigen die Beklagten nicht auf. War – wie 
hier – unter den gegebenen Umständen 
eine – wenngleich nicht besonders ein-
fache – Begegnungsfahrt unter Zugrun-
delegung eines verkehrsgerechten Ver-
haltens des Talfahrers erlaubt, traf den 
Bergfahrer im Grundsatz nur noch die 
Pflicht, dem Begegnungsverkehr größt-
möglichen Raum für die Passage zu las-
sen und auf diese Weise das Risiko für 
den Talfahrer zu reduzieren (Rheinschif-
fahrtsobergericht Köln, Urteil vom 
30.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – ZfB 
2018, Sammlung Seite 2522 f. [juris Rn. 
66]). Wenn die Schiffsführung des GMS 
»Petran« davon abweichend gewünscht 
hätte, dass der Bergfahrer warten solle, 
bis sie als Talfahrer den Bereich der Kur-
ve verlassen hat, so hätte sie Funkkon-
takt mit dem FGKS »Regina Rheni« auf-
nehmen und eine entsprechende Ab-
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sprache treffen müssen (Schiffahrtsober-
gericht Karlsruhe, Urteil vom 30.01.2001 
– U 2/00 BSch – ZfB 2002, Sammlung 
Seite 1851 ff. [juris, Rn. 26], was unstrei-
tig nicht geschehen ist. Auch ist nicht be-
wiesen, dass die Schiffsführung des 
FGKS »Regina Rheni« die Kollision noch 
hätte vermeiden können, als sie erkannt, 
dass das GMS »Petran« in ihre Fahrlinie 
geraten wird.

Auch wenn in der Rechtsprechung be-
tont wird, dass, dass bei Kollisionen zwi-
schen Berg- und Talfahrern bei der Ab-
wägung gemäß § 92c BinSchG beson-
ders die hohe Verantwortung des Berg-
fahrers zu Buche schlägt, die sich aus 
seiner Verpflichtung ergibt, der Talfahrt 
einen geeigneten Weg frei zu lassen 
(z.B. Schiffahrtsobergericht Karlsruhe, 

Urteil vom 31.08.2009 – 22 U 7/09 BSch – 
ZfB 2010 – Nr.3, Sammlung Seite 2075 f.; 
vgl. auch Zentralkommission für die 
Rheinschiffahrt, Urteil vom 29.12. 2014 – 
495 BZ – 6/14 – ZfB 2015, Sammlung Sei-
te 2351 ff.), begründet allein diese Ver-
antwortung keine Haftung, es muss 
dennoch eine Pflichtverletzung des 
Bergfahrers festgestellt werden, die hier 
– wie gezeigt – nicht festgestellt werden 
kann. Insbesondere führt diese Verant-
wortung nicht gleichsam automatisch zu 
einer Mithaftung wegen eines Verstoßes 
gegen § 1.04 RheinSchPV, denn allein 
diese hohe Verantwortung begründet 
noch keine allgemeine Wartepflicht bei 
einer Begegnung im Kurvenbereich (vgl. 
Rheinschiffahrtsobergericht Köln, Urteil 
vom 20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – 
[juris Rn. 62]). Auch der allgemeine 

Grundsatz, dass vermeidbare Risiken 
nach Möglichkeit auszuschließen sind 
(Rheinschiffahrtsobergericht Köln, Urteil 
vom 08.06.2017 – 3 U 121/16 BSchRh – 
ZfB 2019, Sammlung Seite 2562 ff. [juris 
Rn. 32], kann eine Wartepflicht nur dann 
begründen, wenn solche Risiken tat-
sächlich bestanden (das Rheinschif-
fahrtsobergericht Köln hat folgerichtig 
solche Risiken in der konkreten Situati-
on auch geprüft und bejaht, a.a.O., [juris 
Rn. 33]), was hier jedoch – wie bereits 
gezeigt – von den insoweit beweisbelas-
teten Beklagten nicht bewiesen wurde. 
Größe und Raumbedarf der sich begeg-
nenden Schiffe allein begründen noch 
keine Wartepflicht (Rheinschiffahrtsober-
gericht Köln, Urteil vom 20.03.2018 – 3 U 
209/13 BSchRh – ZfB 2018, Sammlung 
Seite 2522 ff. [juris Rn. 63, 64]) …

4(Sammlung Seite 2744) Fortsetzung unter www.binnenschifffahrt-online.de  
bis Sammlung S. 2753
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Urteil des Rheinschiffahrtsobergerichtes 
Karlsruhe vom 29. November 2021, Az.: 
22 U 4/20 RhSch (Rheinschiffahrtsgericht 
Mannheim, Az.: 31 C 1/17 RhSch), rechts-
kräftig. 

hat das Rheinschiffahrtsobergericht 
Karlsruhe durch den Vorsitzenden Richter 
am Oberlandesgericht Dr. Burgermeister, 
den Richter am Oberlandesgericht Dr. 
Schmitt und den Richter am Oberlandes-
gericht Mössner aufgrund der mündli-
chen Verhandlung vom 29.11.2021 für 
Recht erkannt:

1. Die Berufung der Beklagten gegen das 
Urteil des Amtsgerichts – Rheinschif-
fahrtsgerichts – Mannheim vom 
21.02.2020 – Az. 31 C 1/17 RHSch – wird 
zurückgewiesen.

2. Die Beklagten tragen die Kosten des 
Berufungsverfahrens als Gesamtschuld-
ner.

3. Dieses Urteil sowie das angefochtene 
Urteil sind vorläufig vollstreckbar. Die Be-
klagten können die Vollstreckung durch 
die Klägerinnen durch Sicherheitsleis-
tung in Höhe von 120 % des vollstreckba-
ren Betrages abwenden, wenn nicht die 
jeweilige Klägerin vor der Vollstreckung 
Sicherheit in Höhe von 120 % des zu voll-
streckenden Betrages leistet.

4. Die Revision wird nicht zugelassen.

Gründe

I.
Die Klägerinnen verlangen von den Be-
klagten Schadensersatz wegen eines 
Schiffsunfalls, der sich am 30.08.2016 auf 
dem Rhein bei Rheinkilometer 395,270 er-
eignet hat.

Die Klägerinnen zu 1. bis 4. sind an der 
Kaskoversicherungspolice des Fahrgast-
kabinenschiffs (FGKS) »Regina Rheni« als 
Versicherungen prozentual beteiligt, die 
Klägerinnen zu 1. und 2. jeweils in Höhe 
von 25 %, die Klägerin zu 3. in Höhe von 
20 %, die Klägerin zu 4. in Höhe von 15 %, 
die Klägerin zu 5. in Höhe von 10 % und 
die Klägerin zu 6. in Höhe von 5 %. Bei 
den Klägerinnen zu 5. und 6. handelt es 
sich um Versicherungsmaklerinnen. Diese 
– so der Tatbestand des angegriffenen Ur-
teils – sind von den ihnen vertretenen Ver-
sicherern bevollmächtigt, im eigenen Na-
men Schäden abzuwickeln und derart zur 
Prozessführung befugt, dass der Regress 
im eigenen Namen geführt werden kann. 
Die Klägerin zu 6. hat ihren Namen von D. 
BV in B. BV geändert.

Die Klägerin zu 7. ist Schiffseignerin des 
FGKS »Regina Rheni«. Das Schiff weist ei-
ne Länge von 111 m und eine Breite von 

11,40 m bei einem maximalen Tiefgang 
von 1,85 m und einer Maschinenleistung 
von insgesamt 1566 KW auf. Schiffsführer 
war der Zeuge R, der für diesen Strecken-
abschnitt über kein Rheinpatent verfügt. 
Das Schiff wurde deshalb am Tag der Ha-
varie von dem Lotsen E gesteuert, der 
das Schiff ab Mannheim zu Berg Richtung 
Schleuse Iffezheim führte.

Die Beklagte zu 1. ist Schiffseignerin des 
Gütermotorschiffes (GMS) »Petran«. Das 
GMS »Petran« weist eine Länge von 135 
m sowie eine Breite von 14,20 m bei ei-
nem maximalen Tiefgang von 3,72 m und 
einer Maschinenleistung von 2x 1118 KW 
auf. Schiffsführer des GMS »Petran« war 
Kapitän Z, der für diesen Streckenab-
schnitt ebenfalls über kein Rheinpatent 
verfügt. Deswegen steuerte das Schiff 
zum Unfallzeitpunkt der Beklagte Ziffer 2, 
der sich als Lotse an Bord befand.

Die Sicht war nach Einbruch der Dunkel-
heit gut. Der Pegel Speyer stand um 
21:00 Uhr bei 3,22 m und der Pegel Ma-
xau bei 4,72 m.

Am Abend des 30.08.2016 fuhr das FGKS 
»Regina Rheni« auf dem Rhein zu Berg. 
Es passierte bei Rheinkilometer 396 den 
zu Tal fahrenden Schubverband (SV) 
»Montana« (Länge 195 m, Breite von 
11,45 m und maximaler Tiefgang von 1,80 
m), welcher vom Schiffsführer D gesteu-
ert wurde. Der Schubverband SV »Monta-
na« und das FGKS »Regina Rheni« spra-
chen sich über Funk dahingehend ab, 
dass »Regina Rheni« abstoppt und SV 
»Montana« passieren lässt. Verabredet 
wurde eine Begegnung Steuerbord-Steu-
erbord durch Setzen der blauen Tafel. Im 
Anschluss setzte das FGKS »Regina Rhe-
ni« seine Fahrt mit reduzierender Ge-
schwindigkeit fort. Das GMS »Petran« 
fuhr weiter mit über 18 km/h zu Tal. Auch 
dem GMS »Petran« erteilte der Lotse E 
die Kursweisung zur Begegnung Steuer-
bord-Steuerbord. Der das FGKS »Regina 
Rheni« zu diesem Zeitpunkt führende 
Lotse E hatte die Schiffsführung des GMS 
»Petran« ausdrücklich über Funk darauf 
hingewiesen, die grüne Tonne dicht anzu-
halten.
Gegen 21:38 Uhr kollidierten beide Schif-
fe bei Rheinkilometer 395,270. Die Ge-
schwindigkeit des FGKS »Regina Rheni« 
betrug zu diesem Zeitpunkt 6,67 km/h, die 
des GMS »Petran« 18,9 km/h. Das Heck 
des GMS »Petran« berührte zunächst mit 
der Steuerbordseite den Bug des FGKS 
»Regina Rheni« ebenfalls Steuerbordsei-
te. Kurz darauf gab es nochmals einen 
Anprall der beiden Achterschiffe Steuer-
bord an Steuerbord. Der Kapitän des 
FGKS »Regina Rheni« hatte nahezu zeit-
gleich mit dem ersten Zusammenprall 
das Steuer übernommen, um zu verhin-
dern, dass mit dem Zusammenstoß das 

FGKS »Regina Rheni« ans geografisch 
rechtsrheinische Ufer stieß. Durch den 
Aufprall wurden u.a. das Gangboard des 
FGKS »Regina Rheni« nach innen aufge-
worfen und auf dem Panoramadeck die 
Reling eingedrückt. Des Weiteren kam es 
zu Verwüstungen in der Bordküche und in 
Lagerräumen. Am GMS »Petran« kam es 
Schäden u.a. am Steuerhaus und am Au-
tokran. Gemäß der kontradiktorischen 
Schadenstaxe vom 05.05.2017 wurde ein 
Schaden am FGKS »Regina Rheni« in Hö-
he von insgesamt 78.227,85 EUR festge-
stellt. Die Expertisekosten bezogen auf 
diesen Schaden betrugen laut Rechnung 
vom 13.06.2017 6.205,00 EUR, die Exper-
tisekosten bezogen auf GMS »Petran« ge-
mäß Rechnung vom 02.03.2017 3.927,00 
EUR.

Mit Schreiben vom 27.06.2017 forderte 
der Prozessbevollmächtigte der Klägerin-
nen den Prozessbevollmächtigten der Be-
klagten auf, den Kaskoschaden gemäß 
Schadenstaxe vom 05.05.2017 und die Ex-
pertisekosten bezogen auf den Schaden 
des FGKS »Regina Rheni« in Höhe von 
insgesamt 84.432,85 EUR bis spätestens 
zum 10.07.2017 zu begleichen.

Die Klägerinnen zu 1. bis 4. sowie die hin-
ter den Klägerinnen zu 5. und 6. stehen-
den Versicherer haben eine Versiche-
rungsleistung in Höhe von insgesamt 
67.727,85 EUR erbracht. Den Differenzbe-
trag in Höhe von insgesamt 20.632,00 
EUR macht die Klägerin zu 7 als Schiffs-
eignerin geltend. Dieser Differenzbetrag 
setzt sich zusammen aus dem restlichen 
Kaskoschaden aus der kontradiktorischen 
Schadenstaxe sowie den Expertisekosten 
gemäß Rechnungen vom 30.06.2017 und 
02.03.2017.

Die Klägerinnen haben behauptet,

entgegen der Anweisung des Lotsen E 
habe der Beklagte zu 2 die grüne Tonne 
bei Rheinkilometer 395,1 nicht dicht an-
gehalten. Zuvor habe sich das GMS »Pe-
tran« auch nicht über Funk gemeldet. 
Werde von der Talfahrt die grüne Tonne 
im Kurvenbereich bei Rheinkilometer 
395,1 nicht dicht angehalten, drifte der 
Talfahrer in seiner Fahrtrichtung zu weit 
nach Steuerbord und es bestehe die Ge-
fahr einer Kollision mit der Bergfahrt. Das 
nautische Fehlverhalten sei dadurch un-
terstützt worden, dass GMS »Petran« viel 
zu schnell mit 18,9 km/h über Grund un-
terwegs gewesen sei, nicht rechtzeitig 
aufgestreckt und nicht das Bugstrahlru-
der eingesetzt habe.

Die Klägerinnen haben beantragt,

1. die Beklagten zu 1. und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 1. einen Betrag in Höhe 
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von 16.931,96 Euro (25 % von 67.727,85 
Euro) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem Basiszinssatz seit dem 11.07.2017 
zzgl. einer vorgerichtlichen Geschäftsge-
bühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe von 
504,88 Euro (25 % von 2.019,50 Euro) zu 
zahlen;

2. die Beklagten zu 1. und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 2. einen Betrag in Höhe 
von 16.931,96 Euro (25 % von 67.727,85 
Euro) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem Basiszinssatz seit dem 11.07.2017 
zzgl. einer vorgerichtlichen 1,5 Geschäfts-
gebühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe 
von 504,88 Euro (25 % von 2.019,50 Euro) 
zu zahlen;

3. die Beklagten zu 1, und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 3. einen Betrag in Höhe 
von 13.545,57 Euro (20 % von 67.727,85 
Euro) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem Basiszinssatz seit dem 11.07.2017 
zzgl. einer vorgerichtlichen 1,5 Geschäfts-
gebühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe 
von 403,90 Euro (20 % von 2.019,50 Euro) 
zu zahlen;

4. die Beklagten zu 1. und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 4. einen Betrag in Höhe 
von 10.159,18 Euro (15 % von 67.727,85 
Euro) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem Basiszinssatz seit dem 11.07.2017 
zzgl. einer vorgerichtlichen 1,5 Geschäfts-
gebühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe 
von 302,93 Euro (15 % von 2.019,50 Euro) 
zu zahlen;

5. die Beklagten zu 1. und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 5. einen Betrag in Höhe 
von 6.772,79 Euro (10 % von 67.727,85 Eu-
ro) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem Basiszinssatz seit dem 11.07.2017 
zzgl. einer vorgerichtlichen 1,5 Geschäfts-
gebühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe 
von 201,95 Euro (10 % von 2.019,50 Euro) 
zu zahlen; hilfsweise die Beklagten zu 1. 
und 2. gesamtschuldnerisch haftend zu 
verurteilen, an die von der Klägerin zu 5. 
vertretenen Mitversicherer entsprechend 
ihrer Beteiligung an der Kaskoversiche-
rung zu dem Betrag von 6.772,79 nebst 
Zinsen in Höhe von 5 % über dem Basis-
zinssatz seit dem 11.07.2017 zzgl. einer 
vorgerichtlichen Geschäftsgebühr gemäß 
Nr. 2300 VV RVG in Höhe von 201,95 (10 
% von 2.019,50€) zu zahlen an die ANV 
Syndicates Ltd. 22 %, SIAS 10 %, Nauti-
sche Nationale-Nederlanden Schadever-
zekering N. V. 68 %;
6. die Beklagten zu 1. und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 6. einen Betrag in Höhe 
von 3.386,39 Euro (5 % von 67.727,85 Eu-
ro) nebst Zinsen in Höhe von 5 % über 
dem Basiszinssatz seit dem 11.07.2017 

zzgl. einer vorgerichtlichen 1,5 Geschäfts-
gebühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe 
von 100,98 Euro (5 %) von 2.019,50 Euro) 
zu zahlen; hilfsweise die Beklagten zu 1. 
und 2. gesamtschuldnerisch haftend zu 
verurteilen, an die von der Klägerin zu 6) 
vertretenen Mitversicherer entsprechend 
ihrer Beteiligung an der Kaskopolice von 
dem Betrag von 3.386,39 (5 % von 
67.727,85€) nebst Zinsen in Höhe von 5 % 
über dem Basiszinssatz seit dem 
11.07.2017 zu zahlen, und zwar an die CNA 
50 %, ProSide 25 %, Novae 25 %, zzgl. ei-
ner vorgerichtlichen 1,5 Geschäftsgebühr 
gemäß Nr. 2300 VV RVG in Höhe von 
198,00 (5 % von 2.019,50 €).
7. die Beklagten zu 1. und 2. gesamt-
schuldnerisch haftend zu verurteilen, an 
die Klägerin zu 7. einen Betrag in Höhe 
von 20.632,00 Euro nebst Zinsen in Höhe 
von 5 % über dem Basiszinssatz und zwar 
in Höhe eines Betrages von 16.705,00 Eu-
ro seit dem 11.07.2017 und von weiteren 
3.927,00 Euro seit Klagezustellung zzgl. 
einer vorgerichtlichen 1,5 Geschäftsge-
bühr gern. Nr. 2300 VV RVG in Höhe von 
1.133,00 Euro zu zahlen.

Die Beklagten haben beantragt,

die Klage abzuweisen.

Die Beklagten haben behauptet, das GMS 
»Petran« habe sich vor der Kurvenein-
fahrt dreimal über Funk mit »Petran Über-
länge zu Tal fahrend« gemeldet und zwar 
das erste Mal in Höhe Berghäuser Grund 
vor dem Rheinkilometer 393, das zweite 
Mal am Ende der Einmündung des Berg-
häuser Altrheins und das dritte Mal un-
mittelbar vor dem Salmengrund vor der 
Flussbiegung nach links. Der Schiffsfüh-
rer des FGKS »Regina Rheni« habe sich 
nautisch fehlerhaft verhalten, in dem 
FGKS »Regina Rheni« in die Flusskrüm-
mung eingefahren sei, obwohl die Stelle 
zum Passieren überhaupt nicht geeignet 
sei. Vielmehr hätte FGKS »Regina Rheni« 
ca. 500 m unterhalb der Hafeneinfahrt 
Rheinhausen bei Rheinkilometer 396 
ständig machen müssen, d.h. FGKS »Re-
gina Rheni« habe an der Stelle nicht nur 
den talfahrenden SV »Montana« passie-
ren lassen, sondern sich weiter ständig 
machen müssen, um auch den nachfol-
genden Talfahrer GMS »Petran« vorbei-
fahren zu lassen. Im Scheitelpunkt der en-
gen Linkskrümmung sei eine Begegnung 
zwischen Berg- und Talfahrt hoch riskant, 
zumal Niedrigwasser geherrscht habe 
und aufgrund dessen die grüne Tonne bei 
Rheinkilometer 395,1 entsprechend ver-
setzt worden sei, so dass eine Fahrrin-
nenbreite von lediglich 60 bis 70 m und 
nicht der ansonsten vorgesehenen Breite 
von 88 m vorhanden gewesen sei. Darü-
ber hinaus sei FGKS »Regina Rheni« breit 
gefahren und habe sich nicht dicht am 
Ufer gehalten. FGKS »Regina Rheni« sei 
zum Zeitpunkt der Anfahrung mit dem 

Kopf etwa 38 m am geografisch rechten 
Ufer gefahren. Die Beklagten waren au-
ßerdem der Ansicht, die Klägerinnen zu 5 
und 6 seien aufgrund ihrer Eigenschaft 
als Versicherungsmaklerinnen nicht aktiv-
legitimiert.

Das Amtsgericht hat nach Einholung ei-
nes Sachverständigengutachtens, der 
Verwertung der Verklarungsakte (30 UR II 
117) und Beiziehung der Ermittlungsakte 
der Wasserschutzpolizei Mannheim 
(OWi/1617689/2016) mit Urteil vom 
21.02.2020, den Beklagten zugestellt am 
11.03.2020, der Klage durch Urteil vom 
21.02.2020 im Wesentlichen stattgegeben 
und dazu ausgeführt:

Das Bestreiten der Beklagten hinsichtlich 
der Existenz der Klägerin zu 6 sei unbe-
achtlich weil unsubstantiiert, der Kläger-
vertreter habe einen Auszug über deren 
Geschichte und Umfirmierung vorgelegt, 
die Beklagten hätten auch zu keiner Zeit 
die Existenz in Frage gestellt, warum eine 
bloße Namensänderung dazu führen sol-
le, dass diese nicht mehr existiere, hätten 
die Beklagten nicht dargelegt.

Den Klägerinnen stehe gegen die Beklag-
ten als Gesamtschuldner ein Schadenser-
satzanspruch in Höhe von insgesamt 
88.359,85 € zu. Die Beklagte zu 1 hafte als 
Schiffseigner (§§ 3, 92b BinSchG), der Be-
klagte zu 2 hafte gemäß §§ 823 Abs. 1, 2 
BGB i.V.m. §§ 1.04, 6.04 Rheinschiffahrt-
Polizeiverordnung. Die Klägerinnen zu 1 – 
6 seien aktivlegitimiert, die Beklagten 
hätten zum Schluss die Eigenschaft der 
Klägerinnen zu 1 – 4 als Kaskoversicherin-
nen nicht mehr bestritten und auch nicht, 
dass Entschädigungen jeweils in der ge-
nannten Höhe erbracht worden seien und 
dass jeweils die Forderungen im Rahmen 
einer Abtretungsvereinbarung auf die 
Klägerinnen übergegangen seien. Eben-
so würden die Beklagten nicht bestreiten, 
dass die hinter den Klägerinnen zu 5 und 
6 stehenden Versicherinnen die Entschä-
digungen jeweils in der genannten Höhe 
erbracht hätten und dass jeweils die For-
derungen im Rahmen einer Abtretungs-
vereinbarung auf diese übergegangen 
seien. Es liege eine zulässige gewillkürte 
Prozessstandschaft vor.

Nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme 
stehe fest, dass der Beklagte zu 2 rechts-
widrig und mindestens fahrlässig frem-
des Eigentum beschädigt habe, weil er 
aufgrund nicht angepasster Geschwin-
digkeit und fehlenden Einsatzes des Bug-
strahlruders in der Kurvenkrümmung 
nicht im äußeren Drittel der Fahrrinne ge-
fahren und die geographisch linksrhei-
nisch liegende Tonne bei Rheinkilometer 
395,1 angefahren, sondern sich im mittle-
ren und teilweise sogar an der Grenze 
zwischen dem mittleren und im rechten 
Drittel der Fahrrinne befunden habe. Der 
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Beklagte zu 2 habe gegen die sich aus § 
3.03 und § 6.04 RheinSchPV ergebenden 
Pflichten fahrlässig verstoßen; nach dem 
Ergebnis der Beweisaufnahme stehe fest, 
dass dieser kurz vor der Kollision in der 
Mitte der Fahrrinne gefahren sei, so dass 
eine sichere Begegnung mit dem Berg-
fahrer nicht mehr möglich gewesen sei. 
Dies ergebe sich aus den überzeugenden 
Ausführungen des Sachverständigen in 
seinen Gutachten. Das GMS »Petran« ha-
be sich beim Passieren der grünen Tonne 
bei Rheinkilometer 395,1 schon weit im 
mittleren Drittel der Fahrrinne befunden 
und sei weiter in Richtung des rechten 
Drittels, in dem sich das FGKS »Regina 
Rheni« befunden habe, gedriftet. Nach 
den Feststellungen des Sachverständigen 
sei bei der angewiesenen Begegnung 
Steuerbord an Steuerbord der Kurs so 
weit nach Backbord zu richten gewesen, 
dass das mittlere Drittel freibleibe. Dies 
sei seitens des GMS »Petran« nicht ge-
schehen. Der Grund für den Zusammen-
stoß sei in der Abdrift des GMS »Petran« 
zu sehen. Das Gericht sei der Überzeu-
gung, dass das GMS »Petran« zu schnell 
in die Kurve eingefahren sei und es ihm 
deshalb nicht gelungen sei, dicht an der 
grünen Tonne entlang zu fahren. Die Fest-
stellung des Sachverständigen widerleg-
ten damit die Angaben des Beklagten zu 2 
im Verklarungsverfahren.

Diese objektive Pflichtverletzung sei dem 
Beklagten zu 2 auch subjektiv vorwerfbar. 
Dass dem Lotsen des FGKS »Regina Rhe-
ni« ein schadensursächliches nautisches 
Fehlverhalten anzulasten sei, könne nach 
dem Ergebnis der Beweisaufnahme nicht 
angenommen werden. Dieser sei nicht 
verpflichtet gewesen, bei Rheinkilometer 
396 abzustoppen, eine Stelle, an der kein 
hinreichender Raum für eine Vorbeifahrt 
zur Verfügung stehe, sei nicht gegeben. 
Der Kurvenradius betrage 1000 m. Es las-
se sich nicht feststellen, dass am Unfall-
tag die Tonne versetzt und die Fahrrinne 
lediglich 60 bis 70 m breit gewesen sei. 
Der im Verklarungsverfahren vernomme-
ne Zeuge D habe dies zwar angegeben, 
der Beklagte zu 2 habe jedoch im Verkla-
rungsverfahren selbst angegeben, dass 
sich die grüne Tonne an der im Rheinatlas 
eingezeichneten Stelle befunden habe, 
dem entspreche auch die Auskunft des 
Mitarbeiters Schlichtmann der Wasser- 
und Schifffahrtsdirektion Südwest. Die 
Beklagten hätten somit nicht den Nach-
weis führen können, dass es sich am Tag 
der Havarie um eine Fahrwasserenge ge-
handelt habe.

Zwar spreche nach dem Ergebnis der Be-
weisaufnahme vieles dafür, dass das 
FGKS »Regina Rheni« das rechte Drittel 
der Fahrrinne nicht voll ausgenutzt und 
sich eher im linken Teil des rechten Drit-
tels bewegt habe. Es lasse sich jedoch 

nicht feststellen, dass das FGKS »Regina 
Rheni«, wie von den Beklagten behaup-
tet, über 38 m vom geographisch rechten 
Ufer entfernt gewesen sei. Es stehe nicht 
mit der erforderlichen Sicherheit fest, 
dass der Unfall dann hätte vermieden 
werden können, wenn das FGKS »Regina 
Rheni« den vorhandenen Platz im rechten 
Drittel der Fahrrinne voll ausgenutzt hät-
te, weil nach den Ausführungen des 
Sachverständigen die weitere Abdrift des 
Hecks des GMS »Petran« nicht ermittelt 
werden könne.

Zu dem von den Beklagten zu erstatten-
den Schaden in einer Gesamthöhe von 
unstreitig 88.359,85 € zählten auch die 
vorprozessualen Rechtsanwaltskosten 
der Klägerinnen, denn diese seien zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
notwendig. Allerdings seien die anteili-
gen 1,5 Geschäftsgebühren geringer als 
von den Klägerinnen geltend gemacht, 
weshalb die Klage teilweise abzuweisen 
gewesen sei. Zinsen könnten die Kläge-
rinnen jeweils anteilig ab dem 11.07.2017 
verlangen.

Gegen dieses den Beklagten am 
11.03.2020 zugestellte Urteil, auf das hin-
sichtlich der weiteren Einzelheiten des 
Parteivortrags im 1. Rechtszug einschließ-
lich der dort getroffenen Feststellungen 
verwiesen wird, wenden sich die Beklag-
ten mit ihrer am 23.03.2020 eingelegten 
und am 07.05.2020 begründeten Beru-
fung:

Das Rheinschiffahrtsgericht sei zu Un-
recht von einer Klagebefugnis der Kläge-
rinnen zu 5 und 6 ausgegangen, zu deren 
Prozessführungsbefugnis sei nichts Sub-
stantiiertes vorgetragen worden, eine Be-
vollmächtigung bleibe bestritten, ein ei-
genes schutzwürdiges Interesse sei eben-
falls nicht zu erkennen.

Im Übrigen habe das Rheinschiffahrtsge-
richt die allgemeine Sorgfaltspflicht und 
die Begegnungsregeln grob verkannt, 
die Rheinschiffahrtspolizeiverordnung 
kenne keine »Fahrrinnen-Drittel-Regel« 
und kein Gebot, wonach jedes Schiff in 
seinem Drittel bleiben müsse, es gebe 
kein Rechtsfahrgebot, eine Begegnung 
sei nur dort zulässig, wo eine solche oh-
ne jedes Risiko für die beteiligten Schiffe 
oder Dritte möglich sei. Der Bergfahrer, 
der nicht mit Sicherheit sagen könne, 
dass die Begegnungsstelle eine risikolo-
se Begegnung zulasse, habe sich an ge-
eigneter und sicherer Stelle ständig zu 
machen. Diese Wartepflicht folge auch 
aus dem Gebot der allgemeinen Rück-
sichtnahme und erst recht dann, wenn 
der Entgegenkommende wie hier ein 
überlanges Schiff sei. Der Bergfahrer dür-
fe nicht darauf vertrauen, dass der Entge-
genkommende dem Risiko durch eine 

besonders geschickte Fahrweise werde 
begegnen können, von einer optimalen 
Fahrweise dürfe nicht ausgegangen wer-
den. Danach sei die Havariestelle im 
Scheitelpunkt der Rheinschleife bei Alt-
lußheim für eine Begegnung denkbar un-
geeignet gewesen, hätte FGKS »Regina 
Rheni« an der Stelle, an dem es sich we-
gen der Begegnung mit SV »Montana« 
ständig gemacht hatte, noch wenige Mi-
nuten gewartet und auch GMS »Petran« 
passieren lassen, hätte sich die Havarie 
nicht ereignet. Der Sachverständige 
Franz habe die Ungeeignetheit der Stelle 
für eine Begegnung bestätigt, das Rhein-
schiffahrtsgericht habe die Ausführungen 
des Sachverständigen Alexander miss-
verstanden, bei der so genannten »Fahr-
rinnen-Drittel-Methode« handle es sich 
nicht um eine Begegnungsregel, zur ent-
scheidenden Frage, ob FGKS »Regina 
Rheni« hätte warten müssen, habe er 
sich nicht geäußert.
Die Beklagten beantragen:

Die Klage wird unter Abänderung des Ur-
teils des Rheinschiffahrtsgerichts zu 
Mannheim vom 21. Februar 2020, Az.: 31 
C 1/17 RhSch, abgewiesen.

Die Klägerinnen beantragen,

die Berufung der Berufungskläger/Be-
klagten zurückzuweisen.

Sie verteidigen das angegriffene Urteil. 
Die Stromverhältnisse seien nicht eng ge-
wesen, die Länge des GMS »Petran« sei 
heute nicht mehr ungewöhnlich, es habe 
keine Veranlassung für das FGKS »Regina 
Rheni« gegeben, sich ständig zu machen. 
Das Rheinschiffahrtsgericht habe weder 
die tatsächlichen nautischen Umstände 
noch die Begegnungsregeln verkannt, es 
habe zu Recht auf die nautisch falsche 
Fahrweise des GMS »Petran« abgestellt. 
Probleme habe es nur gegeben, weil der 
Lotse Lienhart pflichtwidrig viel zu 
schnell gefahren sei, die grüne Tonne 
nicht hart angehalten habe und das Bug-
strahlruder nicht auf Stand-by geschaltet 
habe.

Die Klagebefugnis der Klägerinnen zu 5 
und 6 sei gegeben, das Rheinschiffahrts-
gericht habe zutreffend dargelegt, dass 
die dahinter stehenden Versicherer die 
Entschädigungen in der jeweils genann-
ten Höhe erbracht haben und die diesbe-
züglichen Forderungen auf die Versiche-
rer übergegangen sind. Die Versicherer 
hätten die Klägerinnen zu 5 und 6 umfas-
send ermächtigt, was sich bereits daraus 
ergebe, dass in der Versicherungspolice 
alleine diese und nicht die dahinter ste-
henden Versicherer aufgeführt seien. Vor-
sorglich werde das bereits in 1. Instanz 
vorgebrachte Beweisangebot zur Er-
mächtigung widerholt.
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Wegen der näheren Einzelheiten des Vor-
bringens der Parteien im Berufungs-
rechtszug wird auf die eingereichten 
Schriftsätze nebst Anlagen Bezug genom-
men.

Mit Beschluss vom 21.11.2021.hat das 
Amtsgericht Mannheim das Rubrum des 
Urteils des Amtsgerichts – Rheinschif-
fahrtgerichts – Mannheim vom 21.02.2020 
hinsichtlich der Klägerin zu 5. und der 
Klägerin zu 6. berichtigt.

II.

Die Berufung ist zulässig und insbeson-
dere form- und fristgerecht eingelegt und 
auch im Übrigen statthaft.

1. Das Rheinschiffahrtsobergericht Karls-
ruhe ist zur Entscheidung über die Beru-
fung (Art. 37, 38 der revidierten Rhein-
schiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 in 
der Fassung vom 20.11.1963, künftig: 
Mannheimer Akte) berufen, obwohl diese 
Zuständigkeit nur für Berufungen über 
Entscheidungen der Rheinschiffahrtsge-
richte eröffnet ist (Art. 37 i.V.m. Art. 34 der 
Mannheimer Akte) und das Amtsgericht 
ausweislich des Kopfes der Entscheidung 
die Bezeichnung »Amtsgericht Mann-
heim« und nicht, wie dies Art. 33, 34 der 
Mannheimer Akte i.V.m. § 15 Abs. 1 
BinSchGerG ausdrücklich vorschreibt, die 
korrekte Bezeichnung »Rheinschiffahrts-
gericht Mannheim« geführt hat. Denn in-
soweit genügt es, dass das entscheiden-
de Gericht trotz fehlender Bezeichnung 
als Rheinschiffahrtsgericht hinreichend 
klar zum Ausdruck gebracht hat, dass es 
als Rheinschiffahrtsgericht entscheiden 
wollte (Schiffahrtsobergericht Nürnberg, 
Urteil vom 25.01.1996 – 8 U 372/95 Bsch –, 
TranspR 1996, 352; Schiffahrtsobergericht 
Karlsruhe, Urteil vom 19.03.2004 – 23 U 
6/03 BSch –, juris Rn. 14; v. Waldstein/Hol-
land, Binnenschiffahrtsrecht, 5. Aufl., § 5 
BinSchVerfG Rn. 2). Diese Voraussetzun-
gen sind hier – noch – erfüllt. Die Klage 
wurde an das Amtsgericht Mannheim – 
Rheinschiffahrtsgericht – gerichtet, wie 
im Übrigen auch die weiteren Schriftsätze 
der Parteien. Dieses hat für das Verfahren 
ein für Schiffahrtssachen vorgesehenes 
Aktenzeichen (Az.: 31 C 1/17 RHSch) ver-
geben, gleichwohl aber ständig lediglich 
als Amtsgericht Mannheim gehandelt. 
Erstmals auf Seite 9 des Tatbestands des 
angegriffenen Urteils findet sich ein Hin-
weis darauf, dass es als Rheinschiffahrts-
gericht Beweis erhoben habe, was aber in 
den nach § 313 Abs. 1 Nr. 2 ZPO vorge-
schriebenen Angaben nicht zum Aus-
druck kommt. Schließlich ergibt sich der 
Wille, als Rheinschiffahrtsgericht zu ent-
scheiden, auch aus dem Berichtigungsbe-
schluss vom 08.04.2020, wenngleich die 
Bezeichnung uneinheitlich ist (einmal 
Rheinschiffahrtsgericht und einmal Amts-
gericht Mannheim – Rheinschiffahrtsge-

richt –) und nicht der Bezeichnung aus 
Art. 33 der Mannheimer Akte entspricht. 
Insoweit ist unschädlich, dass auch der 
weitere Berichtigungsbeschluss vom 
21.11.2021 erneut unklare und wider-
sprüchliche Bezeichnungen des Gerichts 
enthält. Die unzureichende Bezeichnung 
im Urteil ist deshalb unschädlich.

2. Die Zuständigkeit des Rheinschiffahrts-
gerichts ist auch für Ansprüche gegen ei-
nen Lotsen im Zusammenhang mit ei-
nem Unfall auf dem Rhein gegeben, dies 
ergibt sich aus der Auslegung von Art. 34 
der Mannheimer Akte (BGH, Entschei-
dung vom 28.09.1972 – II ZR 6/71 – [juris 
Rn. 6] = BGHZ 59, 242 ff.),

3. Der Wert der Beschwer übersteigt auch 
den Betrag von 20 Sonderziehungsrech-
ten (Art. 37 i.V.m. Art. 32 der Mannheimer 
Akte).

III.

Die Berufung der Beklagten hat keinen Er-
folg.

1. Die Klage ist in vollem Umfang zuläs-
sig.

1.1. Die Klage der im Rubrum der Ent-
scheidung aufgeführten Klägerin B. BV, 
Klägerin zu 6 (die Bezeichnung der Kläge-
rinnen erfolgt künftig nach dem berichtig-
ten Rubrum), ist zulässig, weil diese Klä-
gerin nach § 50 ZPO parteifähig ist, was 
auch ohne ausdrückliche Rüge in jeder 
Lage des Verfahrens und damit auch noch 
vom Senat im Berufungsverfahren von 
Amts wegen zu berücksichtigen ist (§ 56 
Abs. 1 ZPO; BGH, Urteil vom 10.10.1985 – 
IX ZR 73/85 – [juris Rn. 14]; Urteil vom 
04.05.2004 – XI ZR 40/03 – [juris Rn. 15]; 
BAG, Beschluss vom 05.06.2014 – 6 AZN 
267/14 – [juris Rn. 13]). Insoweit besteht 
deshalb auch keine Bindung an die Fest-
stellungen des Rheinschiffahrtsgerichts 
bezüglich der Parteifähigkeit dieser Klä-
gerin (BGH, Urteil vom 24.02.1994 – VII ZR 
34/93 – [juris Rn. 15]; Zöller/Althammer, 
ZPO, 33. Aufl., § 56 Rn. 2; Prütting/Gehr-
lein/Gehrlein, ZPO, § 56 Rn. 5).

Jedenfalls im Berufungsverfahren steht 
die Parteifähigkeit (§ 50 ZPO) fest. Die 
Klägerinnen haben durch Vorlage von 
Registerauszügen (Anlagen BK 1 und BK 
2, Anlagen Heft Kl. II 21 ff.) die Existenz 
der Klägerin zu 6 als juristische Person 
belegt, was zu berücksichtigen ist. Denn 
es entspricht einhelliger Rechtspre-
chung, dass im Zusammenhang mit den 
von Amts wegen zu prüfenden Prozess-
voraussetzungen § 531 Abs. 2 ZPO nicht 
zur Anwendung gelangt (BGH, Urteil 
vom 24.02.1994 – VII ZR 34/93 – [juris Rn. 
15]); Beschluss vom 17.10.1995 – XI ZR 
230/94 – [juris Rn. 15]; Beschluss vom 
07.06.2018 – I ZB 57/17 – [juris Rn. 15]; 

MüKoZPO/Rimmelspacher, 6. Aufl. 2020, 
ZPO § 531 Rn. 19; Zöller/Althammer, 
ZPO, 33. Aufl., § 56 Rn. 2; Prütting/Gehr-
lein/Gehrlein, ZPO, 13. Aufl., § 56 Rn. 5; 
vgl. auch BGH, Urteil vom 20.05.2011 – V 
ZR 99/10 – [juris Rn. 9]) und auch sonst 
Verspätungsvorschriften nicht ange-
wandt werden können (BGH, Urteil vom 
04.05.2004 – XI ZR 40/03 – [juris Rn. 16]). 
Deren Existenz wird von den Beklagten 
auch nicht mehr bestritten (vgl. deren 
Schriftsatz vom 19.11.2021). Auf die Fra-
ge, ob der Formulierung im unstreitigen 
Teil des Tatbestands, »bei den Klägerin-
nen zu 5. und 6. handelt es sich um Versi-
cherungsmaklerinnen«, die Bedeutung 
beizumessen sein sollte, dass die Exis-
tenz der Klägerin zu 6 unstreitig gewe-
sen sei, und die sich daran anschließen-
de weitere Frage, ob der Senat nach § 
314 S. 2 ZPO daran gebunden wäre, ob-
wohl sich aus dem Protokoll der mündli-
chen Verhandlung vom 21.02.2020, auf-
grund derer das angefochtene Urteil er-
gangen ist, die Unrichtigkeit dieser Aus-
sage im Tatbestand ergibt ist als aus-
drückliche Erklärung des Beklagtenver-
treters festgehalten, »darüber hinaus be-
streitet er nochmals die Existenz von »B« 
(= nach dem Rubrum des Urteils Kläge-
rin zu 5), was vorgeht (BGH, Urteil vom 
24.07.2018 – VI ZR 294/17 – [juris Rn. 11] 
mit weiteren Nachweisen), kommt es 
mithin nicht mehr an. Das Bestreiten der 
Aktivlegitimation und das Bestreiten der 
Prozessführungsbefugnis durch die Be-
klagten ist für die Parteifähigkeit ohne 
Bedeutung.

1.2. Die Parteifähigkeit der Klägerin zu 5 
(C. BV) wurde und wird nicht bestritten, 
das Bestreiten der Aktivlegitimation bein-
haltet kein Bestreiten der Parteifähigkeit.

2. Die Annahme des Rheinschiffahrtsge-
richts, die Klägerinnen zu 5 und 6 seien 
von den hinter ihnen stehenden Versiche-
rungen zur Geltendmachung der diesen 
zustehenden Schadensersatzansprüche 
ermächtigt worden, und die daraus her-
geleitete gewillkürte Prozessstandschaft 
(Urteil Seite 12) sind aus Rechtsgründen 
nicht zu beanstanden. Zwar handelt es 
sich bei der Prozessführungsbefugnis um 
eine Prozessvoraussetzung, die in jeder 
Lage des Verfahrens von Amts wegen zu 
prüfen ist (§ 51 ZPO; BGH, Urteil vom 
24.02.1994 – VII ZR 34/93 – [juris Rn. 15]; 
Urteil vom 24.08.2016 – VIII ZR 182/15 – 
[juris Rn. 18]). Deren Voraussetzungen, 
die sich auch in Fällen mit Auslandsbe-
rührung allein nach deutschem Prozess-
recht bestimmen (BGH, Urteil vom 
24.02.1994 – VII ZR 34/93 –.[juris Rn. 11]; 
Urteil vom 30.06.1994 – I ZR 32/92 – [juris 
Rn. 17]), sind erfüllt, sowohl die dazu not-
wendige vom Berechtigten erteilte Er-
mächtigung als auch ein eigenes schutz-
würdiges Interesse an der Geltendma-
chung sind gegeben.
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2.1. Die Klägerinnen zu 5 und 6 haben aus-
drücklich vorgebracht, von den von ihnen 
vertretenen Versicherern nicht nur bevoll-
mächtigt worden zu sein, im eigenen Na-
men Schäden abzuwickeln; ihnen sei da-
rüber hinaus von den Versicherern auch 
die Prozessführung derart übertragen 
worden, dass der Regress im eigenen Na-
men geführt werden könne (vgl. Protokoll 
der mündlichen Verhandlung vom 
21.02.2020, Seite 2/3, AS. I/391 i.V.m. den 
Schriftsätzen vom 18.02.2020, AS I/422, 
und vom 19.02.2020, dort Seite 1, AS. 
I/436). Daraus ergibt sich die für eine Pro-
zessführung notwendige Ermächtigung. 
Die Beklagten haben ausdrücklich einge-
räumt, dass diese Klägerinnen im eige-
nen Namen Schäden abwickeln und vor 
Gericht Regress führen dürfen (Protokoll 
der mündlichen Verhandlung vom 
21.02.2020, Seite 3, AS. I/391 i.V.m. Schrift-
satz vom 19.02.2020, AS I/431). Auf den – 
von den Beklagten im 1. Rechtszug allein 
bestrittenen, von diesen Klägerinnen aber 
auch nicht behaupteten (vgl. deren 
Schriftsatz vom 19.02.2020, AS. I/346) – 
Forderungsübergang auf sie und die auf 
dieser Grundlage bezweifelte Aktivlegiti-
mation kommt es nicht an, denn prozess-
führungsbefugt ist nicht allein der Inhaber 
der Forderung, sondern auch weitere Per-
sonen, die dieser Inhaber zur prozessua-
len Durchsetzung der Forderung ermäch-
tigt hat. Dass die die Klägerinnen zu 5 und 
6 ermächtigenden Versicherungen auf-
grund eines Forderungsübergangs Inha-
ber der Ansprüche wurden, ist zwischen 
den Parteien unstreitig, so dass auch fest-
steht, dass die Klägerinnen zu 5 und 6 
vom Berechtigten ermächtigt wurden. 
Zweifel an der Wirksamkeit dieser Er-
mächtigung wurden weder vorgebracht 
noch sind solche ersichtlich.

Soweit die Beklagten nunmehr erstmals 
in der Berufung die Ermächtigung bestrei-
ten (Berufungsbegründung vom AS. II/11 
und Schriftsatz vom 19.11.2021, Seite 3 ff., 
II/241 ff.), können sie damit nicht gehört 
werden. Dies folgt schon daraus, dass sie 
in der Verhandlung vom 21.02.2020 die Er-
mächtigung zur Geltendmachung im eige-
nen Namen ausdrücklich eingeräumt ha-
ben und dem Zugeständnis dieser Recht-
statsache Geständniswirkung beizumes-
sen ist (§ 288 ZPO) mit der Folge, dass 
diese Geständniswirkung nur durch den 
Nachweis der Unrichtigkeit beseitigt wer-
den könnte, der nicht angetreten ist.

2.2. Auch das für eine gewillkürte Pro-
zessstandschaft notwendige schutzwürdi-
ge Interesse an der Geltendmachung ist 
gegeben. Dieses Interesse kann zum ei-
nen rein wirtschaftlicher Natur sein (BGH, 
Urteil vom 10.2016 – V ZR 125/15 – [juris 
Rn. 17]), es kann sich aber auch aus ei-
nem Bestreben nach einer vereinfachten 
Vertragsabwicklung (BGH, Urteil vom 

07.06.2001 – I ZR 49/99 – [juris Rn. 30]) 
oder daraus ergeben, dass der Prozess-
standschafter wegen der größeren Sach-
nähe den Rechtsstreit besser als der fer-
ner stehende Gläubiger führen kann 
(BGH, NJW 1986, 423 m.w.N.; Urteil vom 
03. Dezember 1987 – VII ZR 374/86 – [juris 
Rn. 8]). Von Letzterem ist hier auszuge-
hen. Es sind allein die Klägerinnen zu 5 
und 6, die als Assekuradeure und Versi-
cherungsagenten das Versicherungsver-
hältnis begründet haben und dieses be-
treuen und auch insbesondere sämtliche 
Ansprüche aus diesem Versicherungsver-
hältnis verfolgen, während die dahinter 
stehenden Versicherungen entsprechend 
der üblichen Handhabung in den Nieder-
landen noch nicht einmal in der Versiche-
rungspolice genannt werden. Aufgrund 
dieser Umstände ist das schutzwürdige 
Interesse der Klägerinnen zu 5 und 6 ge-
geben, die gegenteilige Auffassung der 
Beklagten überzeugt nicht. Dieses kann 
nicht schon deshalb verneint werden, 
weil die Klägerinnen zu 5 und 6 nicht wirt-
schaftlich am Regresserlös beteiligt sind, 
denn eine solche Beteiligung würde nur 
ein weiteres schutzwürdiges Interesse 
begründen. Ebenso wenig kommt es auf 
eine »Übertragung« der Forderungen auf 
sie an, denn die grundsätzlich gegebene 
Möglichkeit, ein fremdes Recht im eige-
nen Namen geltend zu machen (Prozess-
standschaft) kann nicht schon deshalb 
verneint werden, weil eine Abtretung der 
Forderung an den Prozessstandschafter 
möglich wäre. Soweit die Beklagten in 
diesem Zusammenhang auch erneut eine 
hinreichende Ermächtigung bezweifeln, 
ist ihnen dies aufgrund der Geständnis-
wirkung versagt.

2.3. Schließlich haben die Klägerinnen zu 
5 und 6 rechtzeitig vor Schluss der münd-
lichen Verhandlung mit Schriftsatz vom 
18.02.2020 i.V.m. den Erklärungen in der 
mündlichen Verhandlung vom 
21.02.2020) offengelegt, dass Ihnen von 
den durch sie vertretenen Versicherern ei-
ne Vollmacht zur Schadensabwicklung er-
teilt und die Befugnis zur Prozessführung 
im eigenen Namen erteilt wurde, sie mit-
hin den Rechtsstreit als gewillkürte Pro-
zessstandschafter führen.

3. Die Beklagten zu 1 und 2 haften den 
Klägerinnen zu 1 – 7 für den Schaden am 
FGKS »Regina Rheni«.

Hinsichtlich der Beklagten zu 1, der 
Schiffseignerin, ergibt sich die Haftung 
aus §§ 3, 92, 92b BinSchG, § 823 Abs. 1 
und 2 BGB, wobei die Beklagte zu 1 inso-
weit auch für eine Schadenszufügung 
durch den Beklagten zu 2 als Lotsen ein-
zustehen hat (§§ 3 Abs. 1, 92d BinSchG).

Der Beklagte zu 2 haftet nach § 7 
BinSchG, § 823 Abs. 1 und 2 BGB, denn er 

war zum Zeitpunkt der Kollision Schiffs-
führer im Sinne von § 1.02 1. und 5. 
RheinSchPV. Zwar ist ein Lotse grund-
sätzlich lediglich Berater des Schiffsfüh-
rers (§ 14 Abs. 1. der Anl. 1 der Verord-
nung zur Einführung der Lotsenordnung 
für den Oberrhein vom 15.06.1956 <zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 
02.06.2016 [BGBl I, S. 1257]>, künftig: 
RheinLotsO; die Zulässigkeit dieser Rege-
lungen ergibt sich aus Art. 26 der Mann-
heimer Akte). Der Lotse wird jedoch dann 
zum verantwortlichen Schiffsführer, wenn 
der Schiffsführer – wie hier der Kapitän Z 
des GMS »Petran« – nicht über das für die 
zu befahrene Strecke des Oberrheins not-
wendige Rheinpatent verfügt. Denn ei-
nem ausdrücklichen Verlangen zur Über-
nahme der Befehlsgewalt (§ 14 Abs. 3 
Satz 1 RheinLotsO) steht die Mitteilung, 
dass der Schiffsführer nicht über das für 
die Strecke notwendige Rheinschifferpa-
tent verfügt, gleich mit der Folge, dass 
dann der Lotse – hier der Beklagte zu 2 – 
zum verantwortlichen Schiffsführer im 
Sinne von § 1.02 1. und 5. RheinSchPV 
wird und die Verantwortung des Kapitäns 
für die Einhaltung der sich aus der Rhein-
schiffahrtspolizeiverordnung ergebenden 
Verhaltenspflichten endete (BGH, Urteil 
vom 22.05.1978 – II ZR 111/76 – ZfB 1978, 
Sammlung Seite 694 f. [juris Rn. 10] = 
BGHZ 107, 32 ff.; Senat, Urteil vom 
27.04.2015 – 22 U 1/14 RhSch – ZfB 2015, 
Sammlung Seite 2359 ff. [juris Rn. 50]; 
vgl. auch Rheinschiffahrtsobergericht 
Karlsruhe, Urteil vom 29.06.1994 – U 
13/92 RhSch – ZfB 1995, Sammlung Seite 
1563 ff., NZV 1996, 72).

3.1. Dass die Klägerinnen zu 1 – 4 und die 
Klägerin zu 7 Gläubiger der Schadenser-
satzforderungen sind, ist unstreitig:

3.1.1. Die Aktivlegitimation der Klägerin-
nen zu 1–4 haben die Beklagten jedenfalls 
im Berufungsrechtszug nicht in Abrede 
gestellt. Ungeachtet dessen hat das 
Rheinschiffahrtsgericht den Umstand, 
dass die Klägerinnen zu 1–4 Versicherer 
des Schiffes sind, dass sie entsprechend 
ihren Angaben an dem Versicherungsver-
hältnis beteiligt sind und dass sie ent-
sprechend ihrer Beteiligung daran Versi-
cherungsleistungen in Höhe von insge-
samt 67.727,85 € erbracht haben, im Tatbe-
stand als unstreitig dargestellt (Urteil Sei-
te 3 und Seite 6), woran der Senat unge-
achtet der sachlichen Richtigkeit dieser 
Feststellungen nach § 314 Satz. 1 ZPO ge-
bunden ist, nachdem die Beklagten keine 
Berichtigung des Tatbestands nach § 320 
ZPO beantragt haben und ein Fall von § 
314 S. 2 ZPO nicht vorliegt. Dass auf-
grund der Erbringung von Versicherungs-
leistungen an die Klägerin zu 7 nach den 
Versicherungsverträgen und dem – unbe-
stritten – anwendbaren niederländischen 
Recht ein Forderungsübergang auf die 
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Klägerinnen zu 1 – 4 stattgefunden hat, 
haben die Beklagten nicht mehr in Abre-
de gestellt.

3.1.2. Die Klägerin zu 7 ist als Eigentüme-
rin des beschädigten Schiffs zur Geltend-
machung des Schadens an diesem aktiv-
legitimiert, dies wurde von dem Beklag-
ten auch zu keinem Zeitpunkt bezweifelt.

3.1.3. Dass die hinter den Klägerinnen zu 
5 und 6 stehenden Versicherungen auf-
grund und im Umfang der von ihnen ge-
leisteten Zahlungen Inhaber der Scha-
denersatzforderung der Klägerin zu 7, der 
Eigentümerin des beschädigten Schiffes, 
wurden, ist unstreitig. Die Befugnis der 
Klägerinnen zu 5 und 6 zur Geltendma-
chung dieser Forderung ergibt sich aus 
der Ermächtigung zur Geltendmachung 
dieser Forderungen im Rahmen der Pro-
zessstandschaft. Die Klägerinnen zu 5 
und 6 sind auch befugt, Leistung an sich 
zu verlangen. Denn sie haben bereits im 
1. Rechtszug vorgebracht, zum Regress 
im eigenen Namen berechtigt zu sein und 
deshalb auch Zahlung an sich verlangen 
zu können, was schon in der Antragstel-
lung zum Ausdruck kam. Auch insoweit 
haben die Beklagten den Vortrag der Klä-
gerinnen nicht bestritten, vielmehr mit 
Geständniswirkung (§ 288 ZPO) einge-
räumt, dass diese zu einem Regress im 
eigenen Namen einschließlich der Befug-
nis, Zahlung an sich zu verlangen, be-
rechtigt sind.

3.2. Das Rheinschiffahrtsgericht hat zu 
Recht angenommen, dass die Schiffsfüh-
rung des GMS »Petran« gegen die Sorg-
faltspflichten aus § 6.03 und § 1.04 Rhein-
schiffahrtspolizeiverordnung 1994 
(RheinSchPV i.V.m der Verordnung zur 
Einführung der Rheinschiffahrtspolizei-
verordnung vom 19.12.1994 [RheinSch-
PEV], BGBl II 1994, 3816) verstoßen hat, 
beides »Schutzgesetze« i.S.d. § 823 Abs. 
2 BGB (Rheinschiffahrtsobergericht Karls-
ruhe, Urteil vom 25.01.2002 – U 3/01 
RhSch – [juris Rn. 35]).

Der Senat ist nach § 529 Abs. 1 ZPO an 
die Feststellungen des Rheinschiffahrts-
gerichts gebunden, soweit keine konkre-
ten Anhaltspunkte vorliegen, die Zweifel 
an der Richtigkeit und Vollständigkeit der 
Tatsachenfeststellung begründen und 
neue Feststellungen gebieten. Anhalts-
punkte für die Unrichtigkeit der Beweis-
würdigung sind ein unrichtiges Beweis-
maß, Verstöße gegen Denk- und Naturge-
setze oder allgemeine Erfahrungssätze, 
Widersprüche zwischen einer protokol-
lierten Aussage und den Urteilsgründen 
sowie Mängel der Darstellung des Mei-
nungsbildungsprozesses wie Lückenhaf-
tigkeit oder Widersprüche. Konkreter An-
haltspunkt in diesem Sinn ist jeder objek-
tivierbare rechtliche oder tatsächliche 
Einwand gegen die erstinstanzlichen 

Feststellungen (BGH, Urteil vom 
18.10.2005 – VI ZR 270/04 – [juris Rn. 9]); 
bloß subjektive Zweifel, lediglich abstrak-
te Erwägungen oder Vermutungen der 
Unrichtigkeit ohne greifbare Anhalts-
punkte genügen nicht (BGH, Urteil vom 
08.06.2004 – VI ZR 230/03 – [juris Rn. 16]). 
Die Beklagten haben Anhaltspunkte für 
die Fehlerhaftigkeit der Beweiswürdi-
gung im obigen Sinne weder dargelegt 
noch sind solche ersichtlich.

Die Schiffsführung des GMS »Petran« hat 
eine verbotene Kursänderung gem. § 
6.03 Nr. 3 RheinSchPVO ausgeführt, denn 
eine solche ist auch dann gegeben, wenn 
– wie hier – der Talfahrer einen objektiv 
geeigneten und ihm gewiesenen Weg 
verlässt und sich dem Bergfahrer bei der 
Begegnung nähert (vgl. BGH, Urt. v. 
29.6.1959, VersR 1959, 608; Bemm/von 
Waldstein, RheinSchPVO, § 6.03 Rz. 37), 
obwohl es ausreichend Platz für eine Be-
gegnung gegeben hat, sofern sich dieser 
nur weiter linksrheinisch gehalten hätte. 
Denn der dem GMS »Petran« gewiesene 
Weg war geeignet im Sinne von § 6.04 
Abs. 1 RheinSchPVO:

3.2.1. Zwar verweisen die Beklagten im 
Ansatz zutreffend darauf, dass der Weg 
an der Begegnungsstelle nur dann geeig-
net im Sinne von § 6.04 1. RheinSchPV ist, 
wenn unter Berücksichtigung der örtli-
chen Umstände und des übrigen Ver-
kehrs hinreichender Raum für die Vorbei-
fahrt vorhanden ist (§ 6.03 1. 
RheinSchPV), mithin nach den konkreten 
Umständen die Begegnung des Bergfah-
rers mit dem Talfahrer an dieser Stelle oh-
ne Risiko für die beteiligten Schiffe mög-
lich ist. Dies bedeutet entgegen der Auf-
fassung der Beklagten allerdings nicht, 
dass ein Risiko mit naturwissenschaftli-
cher Gewissheit und mithin mit 100%iger 
Sicherheit ausgeschlossen sein muss. Die 
Forderung nach absoluter Gewissheit ei-
nes vollständigen Risikoausschlusses 
würde faktisch eine Begegnung regelmä-
ßig ausschließen, weil bei der voraus-
schauenden Beurteilung, ob ausreichend 
Raum für eine Begegnung vorhanden ist, 
nie ausgeschlossen werden kann, dass es 
aufgrund besonderer Umstände (z.B. auf-
grund technischer Defekte oder eines 
Fehlverhaltens der Schiffsführung) zu ei-
ner Kollision kommt. Maßgeblich ist viel-
mehr, ob nach den konkreten Umständen 
eine gewisse Möglichkeit besteht, dass 
eine Gefahrenlage eintreten kann, wobei 
ein Schiffsführer nicht jede und insbeson-
dere nicht eine fernliegende Möglichkeit 
einer Gefahrenlage in Rechnung stellen 
muss. Denn ein Schiffsführer darf, jeden-
falls solange keine gegenteiligen Anhalts-
punkte für ihn erkennbar sind, darauf ver-
trauen, dass die Führung des Talfahrers 
sich schifffahrtsüblich und situationsge-
recht verhält (Rheinschiffahrtsobergericht 
Karlsruhe, Urt. v. 20.03.2002 – U 4/01 

RhSch –, OLGR Karlsruhe 2003, 114; 
Rheinschiffahrtsobergericht Köln, Urteil 
vom 20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – 
ZfB 2018, Sammlung Seite 2522 f. [juris 
Rn. 53]; Bemm/von Waldstein, RhSchPV, § 
6.09 Rz. 7 m.w.N.). Eine Verpflichtung des 
Bergfahrers, dem Talfahrer den günstigs-
ten Fahrweg zu ermöglichen, besteht 
nicht (BGH, Urteil vom 05.11.1970 – II ZR 
84/68 –, VersR 1971, 435 [zu § 38 Nr. 1 Abs. 
1 BSchStrO]; Urteil vom 14.02.1977 – II ZR 
21/75 – [juris Rn. 8]; Bemm/Kortendick, 
Rheinschiffahrtspolizeiverordnung 1984, 
§ 6.04 Rn. 16). Den Anforderungen dieser 
Vorschriften ist deshalb Genüge getan, 
wenn dem Gegenfahrer objektiv ein ge-
eigneter Weg freigelassen wurde, wobei 
es ausreicht, wenn der Weg ohne Schwie-
rigkeiten durch beiderseitiges Auswei-
chen geeignet ist (Rheinschiffahrtsober-
gericht Köln, Urteil vom 20.03.2018 – 3 U 
209/13 BSchRh – [juris Rn. 53]). Da somit 
spätere fehlerhafte Kurse für die Annah-
me hinreichenden Raums ohne Bedeu-
tung sind (Rheinschiffahrtsobergericht 
Köln, Urteil vom 20.03.2018 – 3 U 209/13 
BSchRh – [juris Rn. 18]; Bemm/v. Wald-
stein a.a.O. § 6.03 Rn. 18), kann aus dem 
Umstand, dass es zu einer Kollision ge-
kommen ist, noch nicht darauf geschlos-
sen werden, dass dem Talfahrer kein ge-
eigneter Weg gewiesen bzw. ihm für die 
Begegnung kein hinreichender Raum ge-
lassen wurde.

3.2.2. Dass nach den somit maßgeblichen 
objektiven Umständen der dem GMS 
»Petran« gewiesene Weg ein geeigneter 
im Sinne von § 6.04 Abs. 1 RheinSchPV 
war, hat das Rheinschiffahrtsgericht zu 
Recht angenommen. Die Angriffe der Be-
rufung überzeugen nicht:

3.2.2.1. Auf die Angaben des Zeugen D, 
Schiffsführer des Schubverbandes »Mon-
tana« (Länge 193,00 m, Breite 11,45 m), 
können sich die Beklagten nicht stützen. 
Dass der Zeuge aufgrund seiner Schät-
zung einer Fahrrinnenbreite von 60–80 m 
eine gefahrlose Begegnung des FGKS 
»Regina Rheni« mit dem von ihm geführ-
ten Schubverband »Montana« nicht für 
möglich hielt (so dessen Aussage im Ver-
klarungsverfahren, Az.: 30 UR II 1/17, Pro-
tokoll vom 11.04.2017, Seite 7), besagt für 
eine Begegnung des FGKS »Regina Rhe-
ni« mit dem GMS »Petran« nichts, denn 
Letzteres war zwar etwas breiter (14,20 m 
statt 11,45 m) aber deutlich kürzer (ledig-
lich 135,00 m statt 195,00 m), so dass der 
Schubverband aufgrund der Schrägstel-
lung in der Kurvenfahrt deutlich mehr 
Raum beanspruchte als das kürzere GMS 
»Petran«.

3.2.2.2. Zwar hat der Sachverständige 
Franz in seinem Gutachten vom 
20.04.2018 ausgeführt, »die Passage der 
beiden Fahrzeuge, bei Rheinkilometer 
395,3 im Bereich oberhalb der Ausfahrt 
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Hafen Rheinhausen, ist für eine sichere 
Passage der beiden Fahrzeuge denkbar 
ungeeignet« (Gutachten Seite 4). Das 
Rheinschiffahrtsgericht war aber nicht ge-
halten, dieser Einschätzung zu folgen, 
dies insbesondere schon deshalb nicht, 
weil sie nicht begründet wurde. Denn da-
zu hätte der Sachverständige Franz den 
Platz, den die beiden Schiffe in der Kur-
venfahrt benötigen, bestimmen und zur 
Breite der Fahrrinne ins Verhältnis setzen 
müssen, da nur auf dieser Grundlage die 
Eignung der Stelle für eine gefahrlose Be-
gegnung hätte beurteilt werden können. 
Hinzu kommt, dass der Sachverständige 
Franz in 3 wesentlichen Punkten von fal-
schen Anknüpfungstatsachen ausgeht: Er 
nimmt eine Breite des GMS »Petran« von 
20 m an (Gutachten vom 20.04.2018 im 
Verfahren 31 C 1/17 RHSch, Seite 2), ob-
wohl dieses lediglich 14,20 m breit ist, so 
dass schon deshalb davon auszugehen 
ist, dass er den Platzbedarf des GMS »Pe-
tran« in der Kurvenfahrt falsch einge-
schätzt hat und seine Auffassung zur feh-
lenden Eignung auf dieser falschen Ein-
schätzung beruht. Zudem beruht diese 
Auffassung auf der weiteren unzutreffen-
den Annahme, die Breite der Fahrrinne 
im Bereich der Unfallstelle (bei Rheinkilo-
meter 395,270; siehe Gutachten des Sach-
verständigen Alexander vom 30.06.2019 
[im folgenden Gutachten Alexander], Sei-
te 8) betrage im Bereich der grünen Tonne 
lediglich 60–70 m (vgl. Gutachten Franz 
vom 20.04.2018 im Verfahren 31 C 1/17 
RHSch), obwohl sie tatsächlich durchge-
hend ca. 90 m beträgt (Gutachten Alexan-
der; vgl. auch den DST-Bericht vom Juli 
2017, im Verfahren 31 C 1/17 RHSch, 
[88–92 m], bzw. Bericht vom Juli 2018, un-
eingeschränkt 88,0 m breit). Schließlich 
beträgt der Kurvenradius ab Rheinkilo-
meter 394,95 (die Havariestelle befindet 
sich bei Rheinkilometer 395,2) 1000 m 
(Gutachten Alexander, 55; vgl. auch den 
DST-Bericht vom Juli 2018) und nicht, wie 
der Sachverständige Franz angenommen 
hat (Gutachten vom 20.04.2018 im Verfah-
ren 31 C 1/17 RHSch), lediglich 750–780 
m. Da sich somit die Annahme des Gut-
achters Franz auf unzutreffende Annah-
men zur Breite des GMS »Petran«, der 
Fahrrinne und zum Radius der Kurve 
stützt, ist die auf dieser Grundlage auf-
bauende Wertung, der GMS »Petran« zur 
Verfügung stehende Weg sei ungeeignet, 
unbrauchbar.

3.2.2.3. Dass sich das Rheinschiffahrtsge-
richt auf der Grundlage des Gutachtens 
des Sachverständigen Alexander von der 
Eignung der Havariestelle zur Begegnung 
überzeugt hat, ist nicht zu beanstanden, 
der Senat schließt sich dem nach eigener 
Würdigung des Sachverständigengutach-
tens an. Der Sachverständige hat – unter 
Auswertung der GPS- und AIS-Daten – 
die Annäherung der beiden Schiffe an die 

Kollisionsstelle und die Kollision selbst 
dargestellt und auch für den Senat über-
zeugend dargelegt, dass die Abdrift des 
Hecks des GMS »Petran« für den Zusam-
menstoß ausschlaggebend war (Gutach-
ten Alexander Seite 57). Denn das Fahr-
zeug hätte so nahe wie möglich an den 
linken Fahrrinnenrand kommen und au-
ßerdem die Geschwindigkeit reduzieren 
müssen, da damit zu rechnen war, dass 
bei der Begegnung mit einem »Stützru-
der-Manöver« gefahren werden muss, 
weshalb grundsätzlich die Fahrgeschwin-
digkeit vor der Kurve verringert werden 
muss, um eine Leistungsreserve zur Ver-
fügung zu haben. Stattdessen ist das 
GMS »Petran« unter Vernachlässigung 
dieser Sorgfaltsanforderungen ohne Re-
duzierung der Geschwindigkeit in die Kur-
ve eingefahren und das Heck driftete über 
das (gedachte) linke und mittlere Drittel 
der Fahrrinne in Richtung der Fahrlinie 
des FGKS »Regina Rheni« ab (Gutachten 
Alexander Seite 57). Zusammenfassend 
kommt der Sachverständige deshalb – 
überzeugend – zum Ergebnis, dass der 
Zusammenstoß bei einem rechtzeitigen 
Stützruder-Manöver höchstwahrschein-
lich vermeidbar gewesen wäre, so dass 
mit dem Beweismaß des § 286 ZPO fest-
steht, dass es zum Unfall deshalb kam, 
weil das GMS »Petran« sich nicht weit ge-
nug am linken Rand der Fahrrinne hielt 
und die Geschwindigkeit nicht reduzierte, 
so dass es zu weit zum rechten Rand der 
Fahrrinne abdriftete und sich zugleich die 
Möglichkeit nahm, durch ein Stützruder-
Manöver kollisionsvermeidend der Ab-
drift entgegen zu wirken. Die allgemeinen 
Überlegungen der Beklagten zur Fahrdy-
namik von Binnenschiffen sind ungeeig-
net, die Würdigung des Sachverständi-
gen in Zweifel zu ziehen, denn der Sach-
verständige hat diese Umstände und ins-
besondere die Schrägstellung der Schiffe 
in der Kurvenfahrt berücksichtigt. Die von 
den Beklagten vorgelegten Unterlagen 
bestätigen lediglich einen erhöhten Platz-
bedarf bei der Kurvenfahrt und die – un-
vollständig – vorgelegten Unterlagen zur 
Wirkungsweise eines Bugstrahlruders 
deuten ebenfalls darauf hin, dass das 
GMS »Petran« zur Erhaltung und Verbes-
serung der Manövrierfähigkeit seine Ge-
schwindigkeit vor der Kurve hätte redu-
zieren müssen. Dass der Einsatz eines 
Bugstrahlruders in der konkreten Situati-
on völlig wirkungslos gewesen wäre, er-
gibt sich daraus nicht, erst recht nicht, 
dass er bei Beachtung der Sorgfaltsanfor-
derungen bei der Kurvenfahrt wirkungs-
los gewesen wäre. Bestätigt wird die 
Richtigkeit der Einschätzung des gerichtli-
chen Sachverständigen zudem durch den 
Bericht der DST vom Juni 2018, aus dem 
sich ebenfalls ergibt, dass eine geringere 
Geschwindigkeit dazu geführt hätte, dass 
eine Kurskorrektur schneller hätte durch-
geführt werden können und dass die ho-

he Geschwindigkeit des GMS »Petran« 
ein starkes Driften zur Folge hatte.

3.2.2.4. Für die Richtigkeit der Feststel-
lung, dass an der späteren Unfallstelle 
hinreichender Raum für eine Begegnung 
vorhanden war und der Schiffsführung 
des GMS »Petran« ein geeigneter Weg 
freigelassen wurde, sprechen auch 2 wei-
tere Umstände:

Der auf dem GMS »Petran« befindliche 
Lotse, der Beklagte zu 2, meinte, »eigent-
lich müsste es aber passen, wenn das 
FGKS »Regina Rheni« mit seiner Back-
bordseite möglichst weit am geogra-
phisch gesehen rechten Ufer gelegen hät-
te; dann hätte es gepasst« (Verklarungs-
verfahren, Az.: 30 UR II 1/17, Protokoll 
vom 03.07.2017), was darauf hindeutet, 
dass auch nach dessen Auffassung eine 
Begegnung möglich war, ohne dass die 
Gefahr einer Berührung (einer Kollision) 
bestand, wofür auch spricht, dass – trotz 
gegenteiliger Beteuerungen der Gefähr-
lichkeit der Begegnung an dieser Stelle – 
für ihn das Ganze bei der Annäherung 
nicht gefährlich ausgesehen hat, er also 
keine Gefahr einer Kollision gesehen hat. 
Dafür spricht auch, dass der Beklagte zu 
2, der die Begegnung auf dem Radar be-
obachtete und selbst »nie im Leben so-
weit bergwärts gefahren wäre« (Verkla-
rungsverfahren, Az.: 30 UR II 1/17, Proto-
koll vom 03.07.2017), dennoch keine Ab-
sprache mit dem bergfahrenden FGKS 
»Regina Rheni« dahingehend getroffen 
hat, dass dieses weiter talwärts bleiben 
solle (vgl. zur Notwendigkeit einer sol-
chen Aufforderung auch Schiffahrtsober-
gericht Karlsruhe, Urteil vom 30.01.2001 – 
U 2/00 BSch – [juris Rn. 26] = BinSchiff 
2002, Nr 2, 68 f.).

3.2.2.5. Aufgrund der vorstehenden Er-
wägungen besteht auch keine Veranlas-
sung zur Einholung eines weiteren Gut-
achtens, die Voraussetzungen von § 412 
Abs. 1 oder Abs. 2 ZPO liegen nicht vor, 
die vermeintlichen Widersprüche zwi-
schen dem Gutachten des Sachverständi-
gen Franz und dem Gutachten des Sach-
verständigen Alexander sind geklärt, der 
Umstand, dass die Beklagten die Ergeb-
nisse des Gutachtens Alexander nicht für 
richtig halten, gibt keine Veranlassung für 
die Einholung eines weiteren Gutachtens. 
Zudem kommt es – wie gezeigt – nicht da-
rauf, ob bei der Begegnung überhaupt ir-
gendein »Risiko« bestehen kann, und 
auch nicht darauf, ob jedes »Risiko« 
durch ein Warten hätte ausgeschlossen 
werden können (so die Beweisbehaup-
tung der Beklagten, zuletzt Schriftsatz 
vom 14.09.2021).

3.3. Aufgrund dieser Erwägungen steht 
zugleich fest, dass die Schiffsführung des 
GMS »Petran« den eine gefahrlose Be-
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gegnung ermöglichenden Weg verlassen 
und in die Fahrlinie des FGKS »Regina 
Rheni« gedriftet ist, was einen Sorgfalts-
verstoß begründet, denn es ist weder 
vorgetragen noch sonst ersichtlich, dass 
es dem GMS »Petran« aus Gründen der 
Fahrphysik und der Dynamik in der Kur-
venfahrt objektiv nicht möglich gewesen 
sein könnte, sich weiter linksrheinisch 
und näher an der dort gelegenen Fahr-
wassertonne halten zu können. Ange-
sichts des – unstreitigen – Umstands, 
dass selbst der deutlich längere und des-
halb in der Kurvenfahrt auch mehr Raum 
beanspruchende Schubverband »Monta-
na« diese Tonne deutlich dichter halten 
konnte, hat der Senat keinen Zweifel da-
ran, dass dies auch dem kürzeren GMS 
»Petran« bei Beachtung der gebotenen 
Sorgfalt möglich gewesen wäre, so dass 
es nicht zu einer Abdrift in die Fahrlinie 
des FGKS »Regina Rheni« und damit 
auch nicht zu einer Kollision gekommen 
wäre.

4. Die Beklagten haben auch nicht nach-
gewiesen, dass die Schiffsführung des 
FGKS »Regina Rheni« die Kollision mit-
verursacht hat und die Klägerinnen des-
halb eine Kürzung des Schadensersatzan-
spruchs nach §§ 92c Abs. 1, 92d BinSchG, 
§ 254 BGB hinnehmen müssen (zur An-
wendbarkeit vgl. BGH, Urteil vom 
30.09.1965 – II ZR 174/63 – ZfB 1966, 4/128 
[juris Rn. 24]; Urteil vom 26.10.1970 – II ZR 
125/69 – ZfB 1970, Sammlung Seite 187 ff. 
[juris Rn. 28]; Rheinschiffahrtsobergericht 
Karlsruhe, Urteil vom 25.01.2002 – U 3/01 
RhSch – ZfB 2002, Sammlung Seite 1865 
ff. [juris Rn. 34; OLG Köln, Urt. v. 
19.12.2006 – 3 U 124/06 BSch – [OLGR 
Köln 2007, 272, 275]; Zentralkommission 
für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 
10.05.2001 – 406 Z – 2/01 – [juris Rn. 37]; 
Urteil vom 07.12.2015 − 498 Z – 9/15 – 
[RdTW 2016, 171 Rn. 23]; siehe aber auch 
Zentralkommission für die Rheinschif-
fahrt, Urteil vom 25.10.2004 – 426 Z – 6/04 
– ZfB 2006, 7/64 ff. [juris Rn. 41]; Urteil 
vom 19.06.2006 – 432 Z – 2/06 – [juris Rn. 
64], wo nur §§ 92c Abs. 1, 92d BinSchG zi-
tiert wird; vgl. dazu auch v. Waldstein/Hol-
land, Binnenschiffahrtsrecht, 5. Aufl., § 
92c Rn. 1). Denn die Beklagten konnten 
ein (Mit-)Verschulden der Besatzung des 
FGKS »Regina Rheni« an der Kollision 
nicht beweisen. Ein Verschulden der 
Schiffseignerin selbst kommt nach dem 
Vortrag der Parteien von vorn herein nicht 
in Betracht, Sorgfaltsverstöße der Besat-
zung lassen sich nach dem Ergebnis der 
Beweisaufnahme nicht feststellen:

4.1. Ein Verstoß gegen die allgemeine 
Sorgfaltspflicht aus § 1.04 RheinSchPV ist 
nicht bewiesen. Es lässt sich nicht fest-
stellen, dass die Schiffsführung des FGKS 
»Regina Rheni« bei der von ihr zu for-
dernden vorausschauenden Umsicht hät-
te erkennen können und müssen, dass 

die Begegnung der beiden Fahrzeuge im 
Kurvenbereich Risiken in sich barg, die 
nach Möglichkeit zu vermeiden waren, 
insbesondere war die Schiffsführung des 
FGKS »Regina Rheni« nach dieser Vor-
schrift nicht gehalten, unterhalb der Kur-
ve zu warten.

4.1.1. Da die amtliche Fahrrinne des 
Rheins außerhalb der durch Schiffahrts-
zeichen nach § 6.08 RheinSchPV gekenn-
zeichneten Bereiche grundsätzlich ein 
einfaches Begegnen gestattet (vgl. Rhein-
schiffahrtsobergericht Köln, Urteil vom 
20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – ZfB 
2018, Sammlung Seite 2522 ff. [juris Rn. 
48]), kann aus dem Umstand, dass es zu 
einer Kollision kam, nicht geschlossen 
werden, dass das FGKS »Regina Rheni« 
unterhalb der Kollisionsstelle hätte war-
ten müssen. Denn konnte dieses – wie 
hier – dem GMS »Petran« einen geeigne-
ten Weg für die Begegnung weisen, war 
dieses auch unter dem Gesichtspunkt der 
Wahrung der allgemeinen Sorgfalts-
pflicht nicht gehalten, die Weiterfahrt ein-
zustellen.

4.1.2. Ebenso wenig ist bewiesen, dass 
die Schiffsführung des FGKS »Regina 
Rheni« ihre allgemeine Sorgfaltspflicht 
aus § 1.04 RheinSchPV dadurch verletzt 
haben könnte, dass sie in den Kurvenbe-
reich eingefahren ist, obwohl sie hätte er-
kennen können und müssen, dass die 
Schiffsführung des GMS »Petran« nicht in 
der Lage war, den ihr zugewiesenen und 
für eine Begegnung geeigneten Weg ein-
zuhalten. Anhaltspunkte dafür, dass für 
den Bergfahrer die sich später abzeich-
nende Gefahrensituation bereits zu ei-
nem Zeitpunkt erkennbar war, zu dem 
dieser noch der von den Beklagten postu-
lierten Wartepflicht an ungefährlicher 
Stelle hätte entsprechen können, zeigen 
die Beklagten nicht auf. War – wie hier – 
unter den gegebenen Umständen eine – 
wenngleich nicht besonders einfache – 
Begegnungsfahrt unter Zugrundelegung 
eines verkehrsgerechten Verhaltens des 
Talfahrers erlaubt, traf den Bergfahrer im 
Grundsatz nur noch die Pflicht, dem Be-
gegnungsverkehr größtmöglichen Raum 
für die Passage zu lassen und auf diese 
Weise das Risiko für den Talfahrer zu re-
duzieren (Rheinschiffahrtsobergericht 
Köln, Urteil vom 30.03.2018 – 3 U 209/13 
BSchRh – ZfB 2018, Sammlung Seite 2522 
f. [juris Rn. 66]). Wenn die Schiffsführung 
des GMS »Petran« davon abweichend ge-
wünscht hätte, dass der Bergfahrer war-
ten solle, bis sie als Talfahrer den Bereich 
der Kurve verlassen hat, so hätte sie 
Funkkontakt mit dem FGKS »Regina Rhe-
ni« aufnehmen und eine entsprechende 
Absprache treffen müssen (Schiffahrts-
obergericht Karlsruhe, Urteil vom 
30.01.2001 – U 2/00 BSch – ZfB 2002, 
Sammlung Seite 1851 ff. [juris, Rn. 26], 
was unstreitig nicht geschehen ist. Auch 

ist nicht bewiesen, dass die Schiffsfüh-
rung des FGKS »Regina Rheni« die Kolli-
sion noch hätte vermeiden können, als 
sie erkannt, dass das GMS »Petran« in ih-
re Fahrlinie geraten wird.

Auch wenn in der Rechtsprechung betont 
wird, dass, dass bei Kollisionen zwischen 
Berg- und Talfahrern bei der Abwägung 
gemäß § 92c BinSchG besonders die ho-
he Verantwortung des Bergfahrers zu Bu-
che schlägt, die sich aus seiner Verpflich-
tung ergibt, der Talfahrt einen geeigneten 
Weg frei zu lassen (z.B. Schiffahrtsober-
gericht Karlsruhe, Urteil vom 31.08.2009 – 
22 U 7/09 BSch – ZfB 2010, Sammlung 
Seite 2075 f.; vgl. auch Zentralkommissi-
on für die Rheinschiffahrt, Urteil vom 
29.12. 2014 – 495 BZ – 6/14 – ZfB 2015, 
Sammlung Seite 2351 ff.) begründet al-
lein diese Verantwortung keine Haftung, 
es muss dennoch eine Pflichtverletzung 
des Bergfahrers festgestellt werden, die 
hier – wie gezeigt – nicht festgestellt wer-
den kann. Insbesondere führt diese Ver-
antwortung nicht gleichsam automatisch 
zu einer Mithaftung wegen eines Versto-
ßes gegen § 1.04 RheinSchPV, denn allein 
diese hohe Verantwortung begründet 
noch keine allgemeine Wartepflicht bei ei-
ner Begegnung im Kurvenbereich (vgl. 
Rheinschiffahrtsobergericht Köln, Urteil 
vom 20.03.2018 – 3 U 209/13 BSchRh – 
[juris Rn. 62]). Auch der allgemeine 
Grundsatz, dass vermeidbare Risiken 
nach Möglichkeit auszuschließen sind 
(Rheinschiffahrtsobergericht Köln, Urteil 
vom 08.06.2017 – 3 U 121/16 BSchRh – 
ZfB 2019, Sammlung Seite 2562 ff. [juris 
Rn. 32]), kann eine Wartepflicht nur dann 
begründen, wenn solche Risiken tatsäch-
lich bestanden (das Rheinschiffahrtsober-
gericht Köln hat folgerichtig solche Risi-
ken in der konkreten Situation auch ge-
prüft und bejaht, a.a.O., [juris Rn. 33]), 
was hier jedoch – wie bereits gezeigt – 
von den insoweit beweisbelasteten Be-
klagten nicht bewiesen wurde. Größe 
und Raumbedarf der sich begegnenden 
Schiffe allein begründen noch keine War-
tepflicht (Rheinschiffahrtsobergericht 
Köln, Urteil vom 20.03.2018 – 3 U 209/13 
BSchRh – ZfB 2018, Sammlung Seite 2522 
ff. [juris Rn. 63, 64]).

4.1.3. Die Beklagten haben darüber hi-
naus auch nicht bewiesen, dass die 
Schiffsführung des FGKS »Regina Rheni« 
die Kollision dadurch zumindest mitver-
ursacht hat, dass das Schiff nicht so dicht 
wie möglich an das geographisch rechte 
Ufer herangeführt wurde. Dies lässt sich 
auf der Grundlage des Ergebnisses der 
Beweisaufnahme nicht feststellen, diese 
hat nicht ergeben, dass das FGKS »Regi-
na Rheni« durch einen Kurs näher am 
geographisch rechten Ufer die Gefahr ei-
ner Kollision hätte vermeiden können. 
Der Sachverständige hat die entspre-
chende Behauptung der Beklagten nicht 
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bestätigt. Er hat vielmehr – für den Senat 
überzeugend – ausgeführt, dass sich nicht 
bestimmen lasse, wie weit das GMS »Pe-
tran« ohne die Kollision in Richtung des 
rechten Ufers abgedriftet wäre, weshalb 
sich auch nicht feststellen lässt, bei wel-
chem Abstand zum Ufer das FGKS »Regi-
na Rheni« die Kollision hätte vermeiden 
können, so dass sich – was zu Lasten der 
insoweit beweisbelastenden Beklagten 
geht – auch kein Verstoß gegen § 1.04 
RheinSchPV bewiesen ist.

4.2. Weitere Anknüpfungspunkte für ein 
mögliches Mitverschulden zeigen die da-
für darlegungs- und beweisbelasteten 
Beklagten nicht auf.

5. Zutreffend und von der Berufung auch 
nicht angegriffen ist das Rheinschiffahrts-
gericht davon ausgegangen, dass die Klä-
gerinnen den Aufwand für die Reparatur 
gemäß der Schadenstaxe, die Verzinsung 
dieses Schadens sowie vorgerichtliche 
Rechtsanwaltskosten beanspruchen kön-
nen:

6.1. Die Höhe des der Klägerin zu 7 auf-
grund der Kollision nach §§ 3, 92, 92b, 
92d BinSchG, §§ 823 Abs. 1 und 2, 249 
BGB wegen der Beschädigung des FGKS 
»Regina Rheni« zu ersetzenden Schadens 
ist zwischen den Parteien unstreitig; dass 
dieser in der Schadenstaxe vom 
05.05.2017 zutreffend berechnet wurde, 
stellen die Beklagten nicht in Abrede. 
Ebenso unstreitig ist, dass die der Kläge-
rin zu 7 zustehenden Schadensersatzan-
sprüche aufgrund der von den Klägerin-
nen zu 1 – 4 und der von den hinter den 
Klägerinnen zu 5 und 6 stehenden Versi-
cherungen erbrachten Leistungen in die-
sem Umfang auf diese übergegangen 
sind, so dass sie die von ihnen geltend 
gemachten Beträge fordern können. So-
weit danach mangels Zahlung durch eine 
Versicherung der Schadensersatzan-
spruch bei der Klägerin zu 7 verblieben 
ist, kann diese den von den Versicherun-
gen nicht beglichenen Betrag aus eige-
nem Recht verlangen.

6.2. Ebenso unstreitig sind die im Rah-
men der Schadensfeststellung entstande-
nen Expertisekosten von 6.205,00 EUR 
und 3.927,00 EUR, die die Klägerin zu 7 im 
Rahmen ihres Schadensersatzanspruchs 
ebenfalls beanspruchen kann, erstat-
tungsfähig (§ 249 BGB; zur Anwendbar-
keit vgl. Wussow/Kürschner/Fahl, Unfall-
haftpflichtrecht, 17 Aufl., § 6 Rn. 42; v. 
Waldstein/Holland, Binnenschiffahrts-
recht, 5. Aufl. § 92b Rn. 19, § 92c Rn. 1).

6.3. Schließlich können die Klägerinnen 
nach der den Umfang des Schadenser-
satzanspruchs bestimmenden Norm des 
§ 249 BGB auch ihre anlässlich der Kollisi-
on vorgerichtlich entstandenen Kosten 

der Rechtsverfolgung erstattet verlangen. 
Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Berechnung der Anwaltsgebühren durch 
das Rheinschiffahrtsgericht werden nicht 
erhoben, solche sind auch nicht ersicht-
lich.

6.4. Nachdem die Beklagten aufgrund des 
anwaltlichen Mahnschreibens vom 
21.06.2017 mit Fristsetzung bis zum 
10.07.2017 in Verzug gesetzt wurden (§§ 
280 Abs. 2, 286 Abs. 1 BGB), schulden sie 
seit dem 11.07.2017 die Verzinsung des 
Schadensersatzbetrages mit dem gesetz-
lichen Zinssatz (§ 288 Abs. 1 BGB).

7. Gerichtgebühren fallen nicht an (Art. 39 
der Mannheimer Akte). Die sonstigen 
Kosten tragen die Beklagten als Gesamt-
schuldner (§§ 97 Abs. 1, 100 Abs. 4 ZPO). 
Die Entscheidung über die vorläufige 
Vollstreckbarkeit beruht auf §§ 708 Nr. 10, 
711 ZPO.

8. Die Voraussetzungen für eine Zulas-
sung der Revision (§ 543 Abs. 2 ZPO) sind 
nicht gegeben.
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